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DIE AKTUELLE ENTWICKLL'NG DES RECHTS 
DER ZWANGSVOLLSTRECKUNG IN UNGARN*
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U n iv ers itiitsd o zen t
I. E inleitung
1. Für die Geltung des Rechtes ist im allgemeinen die /retad/tyc Z?e/o?- 
ywty charakteristisch. Die restlose Durchsetzung der Rechtsregeln jedoch 
wird — neben der die freiwillige Befolgung fördernden Erziehung und 
Überzeugung — letzten Endes auch in unserer Gesellschaft durch die 
sa/ayeadc A'/'y/? des Mwdf.s- gewährleistet. Dieser Zwang wird auf dem 
Wege eines spezifischen Rechtsinstitutes der dazu berufenen staatlichen 
Organe: durch die l'o/ks/recFttuy angewandt.
2. Es werden zwei Hauptarten der Vollstreckung unterschieden:
— die Strafvollstreckung und
— die Vermögensvollstreckung.
Bei der Abgrenzung dieser Arten der Vollstreckung ist entscheidend, 
ob die Zwangsmassnahmen im Laufe der Vollstreckung hauptsächlich 
und unmittelbar die Uersmr bzw. das Fermöye?; des Rechtsverletzers be­
treffen.
Die Vermögensvollstreckung ist durch den Vermögenszwang gekenn­
zeichnet; zuerst wird nur ein bestimmtes Vermögensrecht des Schuldners 
beschränkt, später erlischt dieses dann. Das ungarische Rechtssystem 
kenn — tabhängig davon, ob der Zwang vom Gericht, von der Verwaltungs­
behörde oder vom Arbeitgeber des Schuldners angewandt wird — drtd 
/tr/rrt der 1'er7/;öyct;.st'od.s/w/.'y.'
u) die Cer/r/dsvoHstreckung (die Zwangsvollstreckung),
^^1 die 1*wvd/7?y.sVollstreckung und 
die d/rcF/e VollstreckungA
* Bei d e r  S tud ie  h a n d e it es sich tun d a s  X a tio n a lre fe ra t zum  T hem a: „D ie  aktueU e 
K ntw ickhm g des H echts de r Zw angsvoM strcckung", d a s  n ach  den vom  O e n e ra h a p p o rte u r  
angegebenen S ta n d p u n k te n  an g efe rtig t w tn d e  fü r den  V ii .  In te rn a tio n a ie n  K ongress fü r 
P ro zessrech t ( I i. in te rn a tio n a ie ; K ongress fü r X ivitprozcssrecht), d e r  zwischen dem  !2. und  
¡ " .S e p te m b e r  1HS3 in W ü rzb u rg  s ta ttf in d e t.
Vom Gesichts[)unkt dos von uns untersuchten Themas aus ist die 
t-'er/cZä.sroZlstrccUzi/n/ bestimmenden Charakters — also das relativ selb­
ständige und in der Regel sich an ein anderes, einet) Rechtsstreit entschei­
dendes Verfahren anschiiessende //;/.s.scr.ster/Vz'yr im Laufe
dessen das Gericht bzw. das neben dem Gericht funktionierende Organ 
im aitgemeinen durch Vermögenszwang, im Ausnahmefall jedoch durch 
Zwang gegenüber der Person die auf die Erfüllung oder Gewähren«- der 
Ver))fiichtung gericittete rechtliche Sanktion zur Gettung bringt- — weiettes 
die ZZn/rptar/ der Fe/-/aZ/ycagroZZgZ/-r/7-//ay darstctlt. Diese Tatsache wird 
tiicitt nur dadurch überzeugend nachgewiesen, dass die überwiegende 
Mehrzahl der Forderungen auf diesem Wege eingetrieben wird, sondern 
aucli durch den Umstand, dass in bestimmten Fällen und unter bestimmten 
Bedingungen sowohl im Laufe der Verwaltungsvollstreckung als auch 
des durch den Arbeitgeber erfolgenden unmittelbare)) Abzuges die Begeh) 
der GerichtsvoHstreckung angewandt werden müssen.
3. Die höchste geltende Rechtsnorm über die Vollstreckung der 
Gerichtsbeschltisse in Ungarn ist das Gesetz iV vom Jahr 1972 über 
die Gerichte. Die Paragraphen 41-43  dieses Gesetzes handeln — darübe)' 
hinaus, dass sic besagen, dass das Gerichtfiir die Vollstreckung der Gerichts­
beschlüsse sorgt — über die Aufgaben des Cer/et;/.s/'olZs/'cZ/ c/\s', seine orga­
nisatorische Einteilung, die Kontrolle seiner Tätigkeit, sowie darüber, 
dass die vom Gerichtsvollzieher in seiner Zuständigkeit getroffene Massnah­
me für die staatlichen, wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Organisatio­
nen sowie für die Staatsbürger obligatorisch ist.
Die Gayc/icn/Zc;/ ZZopZ/; de)- GerichtsvoHstreckung sind in folgenden 
grundlegenden 2 /wZ ZZccZ/Zsy/zcZZca eaZZ/u/Zc//: im Erlass des Präsidialrates 
mit Gesetzeskraft Xr. IS vom Jahr 107!) über die GerichtsvoHstreckung^ 
sowie in der Verordnung Xr. 14/1079. (IX. 17.) des Justizministers über 
die Durchführung dieses Erlassest Diese Rechtsnormen traten am 1. 
Januar 1980 in Kraft, anstelle des die sozialistische ungarische Gcrichts- 
voHstrcckung zum ersten Mal und über ein Vierteljahrhundert regelnden 
Erlasses des Präsidialrates mit Gesetzeskraft Xr. 21 vom Jahr 1955.3
4. Die rechtliche Regelung des Jahres 1955 yrZ/Z zozz är-r, ?" <Zcz-.s'pzzZcz'czz 
P/Y/y/'s zzz'cZz/ ////c/;yc/r/e.scMc// .lz'////.s'.s'/z/zy //?/&', dass ein grosser Teil der 
Schuldner auch noch während ries Vollstrcckungsverfahrens zZz/rrZz Z7Z/zv- 
sez/yzz/zz/ zur Erfüllung ihrer Pflichten bewegt werden kann. Diese Auffas­
sung hat in der Rechtspraxis dazu geführt, dass zZz'c U'Mz'zZzZ.spzzzzZZe -zzzzz 
<S'c//M/2 /Zer XzZzzzZzZzzcr zzz //¿/er/rZeZ/ene//; JZ/M.sc /7; äew For/Zeryr/////Z ycZzzzzyZezz. 
und sich die GerichtsvoHstreckung unter anderem deswegen oft verzögert 
hat, langwierig und nicht effektiv war, durch welchen Umstand indirekt 
auch schon die staatliche bzw. staatsbürgerliche Disziplin gelockert wurde.
Bei der Regelung unseres gegenwärtigen Gerichtsvollstreckungsver- 
fahrens musste)) also zzzz/zZ /////- die Rechte und gesetzlichen Interessen 
/Zrs <S'<"/zzz/zZzzcz.s, Noa/Zc/'/t zzzzcZz /Zer zZze lo//.sZzccZ.zzzzy yZzzzZczzizZczz ZVr.szzzz mehr 
in Betracht gezogen werden. Darüber hinausgehend wäre)) zahlreiche 
))cue, sich aus der Entwicklung der gesellschaftlich-wirtschaftlichen Ver­
hältnisse ergebende Umstände in Betracht zu ziehen. Vor allem die Tat-
KiO JÄXOSNßMHTH
Sache, (lass—wie darauf in der aiigemeinen Begründung zum Entwurf 
der GVO hingewiosen wurde — sich in den vergangenen Jahrzehnten 
die /¿h'7iA'0?H?HCMtS- M??d f* er möy c N r c r A ü d n hs.se der ^dia^Mrycr verändert 
AuAcn. Als Haupteinkommensquelle M,'M/de der 1^ rAedA'(oAa bzw. der Genos- 
senschaftsanteil udycmeia und darüber hinaus uey^ Ayi die RcuöiAcrMay 
heute über weit weAr aud leertcodcre Fermöy cn.sy ey eN de als früher 
(Auto, Wochenendhaus, Eigentumswohnung, langleibige Konsumgüter 
usw.). Unter Hinsicht auf diese Umstände bestand das / /nMydzie? der 
.Uoderin'A'i'erMny i/ngercr Gcri'cAhswd&'h'ee/rMNy denn, einerseits die Regeln der 
Gcrichtsvollstreckung in FiaAAoiy 3M ¿ir/nyernnit den bedeutend weiter ent­
wickelten ye3edsr/;^ d?'cA-?c?r^ cAu/'d?'c%eM FerAd(/u Mgen und den neuen Rechts­
normen auf hoher Ebene und anderseits dus Ffr/hArcM, c?'/;/wrAc?i scAacdcr 
Mnd cryeAaMiodcr 3?t ye^adca und dadurch die Wirksamkeit der Justiz zu 
verstärken, die staatliche und staatsbürgerliche Disziplin zu festigen.
Die Verwirklichung der gesteckten Ziele wollte der Gesetzgeber auch 
dadurch fördern, dass er im ersten Abschnitt der GVO die adyr/nciaea 
Pfdazi'ya'en der 6'cr?'c/d.swdsirecA'Mny festlegte, die für sämtliche Regeln 
des Vollstreckungsverfahrens massgebend sind, richtungsweisend für 
die Rechtsanwender sind und auch das zu erreichende Ziel fixieren.
Diese allgemeinen Prinzipien — die also nicht nur in allgemeinen 
deklarativen Forderungen, sondern auch in positiven Bestimmungen zum 
Ausdruck kommen — sind folgende:
n,) Das GerichtsvoHstreckungsverfahren ist scAacd aad adrAgaya 
abzuwickeln; es muss dafür gesorgt werden, dass der Berechtigte umso 
schneller zu seiner Forderung gelange und der Schuldner nicht die Mög­
lichkeit habe, das Verfahren zu vereiteln oder zu verzögern.
Al Die Hauptform der auf eine Geldforderung gerichteten Vollstrek- 
kung: Pfändung den drAcd.sAyAacs oder sonstigen Einkommens des Schuld­
ners.
c B e i  Anwendung des Vermögenszwanges ist die ein­
zuhalten. Gleich welcher Vermögensgegenstand des Schuldners kann 
also nur dann gepfändet werden, wenn vorauszuschen ist, dass die Forde­
rung durch Pfändung des Arbeitslohnes nicht schnell eingetrieben werden 
kann. Zum Verkauf einer ddeyeascAa// kann es dagegen nur dann kommen, 
wenn die Forderung durch die sonstigen Vermögensgegenstände des 
Schuldners nicht völlig gedeckt wird oder nur nach unverhältnissmässig 
langer Zeit beglichen werden kann.
dJ Einzelne Regeln der Gerichtsvollstreckung w a auch bei anderen 
Arten der Vermögensvollstreckung aayeaaadi werden.
Das bedeutet, dass:
— die sich auf die P/dadaay des drAciY-sloArifa beziehenden Regeln 
nicht nur im Laufe der Gerichtsvollstreckung massgebend sind, sondern 
auch im Falle der Verwaltungsvollstreckung und der direkten Voll­
streckung;
— wenn .1/oAd/ca, Fordfraayea oder PecA/c im Laufe der Gerichts­
und der Verwaltungsvollstreckung gepfändet wurden, dann muss das 
Verfahren gemäss den Regeln der Gerichtsvollstreckung geführt werden.
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e^ ) Im Interesse der Effektivität des Vollstreckungsverfahrens 
haben die staatlichen Organe, die Genossenschaften und die gesellschaft- 
iichen Organisationen sowie auch der Arbeitgeber des Schuldners die 
Vyb'eid SM?- ZMSM/MvnomrAeiL
Die Wirtschaftsorganisationen (der Staat, die staatiiehen Organe, 
die Genossenschaften, die gesellschaftlichen Organisationen, die Vereini­
gungen und andere ähnliche Organisationen) können ihre gegeneinander 
bestehenden, vollstreckbaren GGd/brdcrMMyCM über die Geldinstitute in 
Form eines sofortigen Inkassoauftrages geltendmachen. In solchen Fällen 
fällt also den Gerichtsorganen keine Aufgabe zu, das Verfahren wird 
MMSserAufA des A'cAwew.s der Gerir A/s;vd/.s/zer i?/;?y abgewickelt, ln dem 
Falle dagegen, wenn der die tods/reeiMzzy d'ordernde eiae i^rifeipersezi, is/ 
?'Md Aeme 1 b i/7.s'rAc//.soz'ycisc/ioz;, dann kann die Geid/orderMMy von der 
schuldenden Wirtschaftsorganisation uMsseAGessbeA at/s derea GGdMiidcb; 
cingetrieben werden, ihr gegenüber ist die Vlobiliar- oder/und Immobiliar- 
vollstreckung ausgeschlossen. W enn die Vollstreckung nicht auf die Hin- 
treibung einer Gcldforderung, sondern die I/e/MMsyuAe einer bestimmten 
ö'neAe gerichtet ist, oder wenn im Laufe der 1 ods/reeA'Mny einer izes/inznge?z 
/inndiMzzy irgendeine Sache überlassen werden muss (Mobilien übergeben, 
Liegenschaft räumen usw.), dann kann natürlich auch im Laufe der 
Vollstreckung gegen gleich welche Wirtschaftsorganisation auch die beweg­
liche Sache oder die Liegenschaft gepfändet werden.
Die unter den obigen Funkten u)-/) skizzierten allgemeinen Prinzipien 
der Gerichtsvollstrcckung ziemlich Ac/ercyrnen GAaru/ders sind — wie bereits 
erwähnt — im ersten Kapitel der GVO unter dem Titel Grundlegende 
Bestimmungen enthalten. Die folgenden Kapitel der ans insgesamt e(/* 
Kap?Ma AesieAenden Gl'O sind folgende: die vollstreckbaren Urkunden, 
die allgemeinen Regeln der Vollstreckung, Vollstreckung auf Arbeitslohn 
und sonstige Bezüge, MobiliarvoHstreckung, Inmobiliarvollstreckung, 
Vollstreckung einer bestimmten Handlung, Vollstreckung gegen eine 
Wirtschaftsorganisation. Auszahlung des im Laufe der Vollstreckung 
eingegangenen Betrages, Vollstreckung von Versicherungsmassnahmen, 
Schlussverfügungen.
II. Die Voraussetzungen der Gerichtsvollstreckung
1. Die Gerichts Vollstreckung ist im allgemeinen ein die Fer7nöyeMS- 
recAfe des ^eAtddners — in Ausnahmcfällen auch seine persünb'eAen 
VierAie—betreffendes diese beschränkendes Verfahren. Deshalb kann ein 
solches Verfahren nur dann eingeleitet werden, wenn das von der Rechts­
norm bevollmächtigte Organ (Gericht oder andere Behörde) ausdrücklich 
so verfügt. Die diesbezügliche Entscheidung, Massnahme — d. h. die 
FeT/dyMMyder fcdsd'ecA'Mny — muss dem die Vollstreckung durchführenden 
Organ schriftlich mitgcteilt werden, und diese srAri/WirAe ddussnuA/ne ist 
die wdsfrecA&ure GrAnnde.
In Ungarn kann es auf Grund folgender vollstreckbarer Urkunden 
zur Gerichtsvollstreckung kommen:
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a) das vom Geriet und vom AViur ausgestellte FodVrecAMHysMnd,'
A) eine solche Urkunde, die vo?n Voiar md e?'acr FodgirecAMnysAlaMse^  
versehen wurde;
der die Vollstreckung anordnende bzw. ¡o/aadeMde Begc/daM deg 
GertcAAs und des Aodirs;
J )  ein BeseAe?'d des Gerichtes über Geldstrafe, Geldbusse, Ordnungs­
strafe, Vermögenseinziehung, Verpflichtung zur Bezahlung des 
unter die Einziehung fallenden Wertes und eines Vermögens­
vorteils sowie die Kosten das Strafverfahrens bzw. ein vom Wirt­
schaftsamt des Gerichtes ausgestellter VMSZMy dieses Bescheides;
ej jene so?MGyea GrAMHdeir (Beschlüsse, Behördenersuchen), auf 
Grund derer im Sinne einer Rechtsnorm eine Vollstreckung möglich 
ist.
Unter den aufgezählten vollstreckbaren Urkunden werden von der 
GVO sowie der DVO nur die unter a)-c) aufgezählten geregelt." In Verbin­
dung mit dieser Regelung werden gesondert diejenigen Voraussetzungen 
detailliert, im Falle derer es zur Ausstellung der gegebenen vollstreckbaren 
Urkunde — also 2%r Fer/ayMHy der FodsVecAwiy — kommen kann. Im 
folgenden werdet? wir diese Voraussetzungen kurz überblicken.
1.1. Das FoHsirecAMaysMad ist in Wirlichkeit nichts anderes, als 
eiti ^Laszay des vollstreckbaren Beschlusses bzw. des vollstreckbaren 
Teiles des Beschlusses, der vom Gericht — in Ausnahmefällcn vom Notar — 
in erster Linie/Ar den Gcric/dsroMsteAer darüber ausgestellt wird, zu wessen 
Gunsten, worüber, wem gegenüber usw. die Vollstreckung durchzuführen 
ist.
Die Voraussetzungen zur Ausstellung des Vollstreckungsblattes 
sind folgende:
t?) die d??*de des Berec/dfyteM, weiterhin, dass
6) der zu vollstreckende Besc/dass bzw. der entsprechende Teil des 
Beschlusses recAtsArä/*a'y oder twicni/Yy wMsirecA&ar ist, und dass
c) die Ay/ädMays/rtsf uersiricAea ?'sF
Bei den unter Punkt 6) und c) enthaltenen Voraussetzungen besteht 
je eine Ausnahme, und zwar: auf Grund eines vom Gericht oder vom 
Notar genehmigten Fery/eär/is kann auch dann ein Vollstrcckungsblatt 
ausgestellt werden, wenn gegen den genehmigten Beschluss Berufung 
eingelegt wurde, und was die Fälligkeit betrifft, so kann bei der Eintrei­
bung von GaierAadsAedray, AosVa :a FerAfadaay mV der GcAaV und 
re7dea?Hüss?'yea GetstMayca swecAs GiderAad das Vollstreckungsblatt auch 
auf Unterhaltsbeitragsraten ausgestellt werden, die erst in der Zukunft 
fällig sind.
Pom GericAf wird das Vollstreckungsblatt auf Grund folgender Be­
schlüsse aasyesiedA'
— eines vom Gericht in einer Zivilsache getroffenen Kondemnierungs- 
beschlusses;
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— des feiles des vom Gericht in einer Strafsache getroffenen Beschlus- 
ses, der sieh auf die Verurteilung bezüglicli (íes zivilrechtlichen 
Anspruches bezieht:
— des vom Gericht genehmigten Vergleiches;
— eines Urteils und eines Vergleichs eines in- und ausländischen 
Schiedsgerichts;
— eines ausländischen Gerichtsbeschlusses;
eines vom Verwaltungsorgan des Fxckutivkommitecs des Rates 
getroffenen Beschlusses bezüglich einer Besitzstörungsklage in 
Frage des Xutzens, des Schadens und der Kosten:
— eines in einer ärztlichen und rechtsanwaltlichen Disziplinarsache 
zwecks ['Eintreibung der not einer Disziplinarverfügung bemessenen 
Gcldbusse und der Kosten getroffenen Beschlusses;
— eines sonstigen Beschlusses oder einer Urkunde, welche in der 
Rechtsnorm ausdrücklich fcstgelegt sind.
Der Xotar kann ein Vnllstreckungsblntt ferner auf Grund des durch 
ihn gefassten Kondemnierungsbeschlusses und des vor ihm geschlossenen 
und seinerseits genehmigten Vergleichs? ausstellen.
1.2. Die ludarfeNe 1*o?/g/rer/.a/;yg//aa.sc/ ist ein auch in den soziali­
stischen Ländern nicht überall bekanntes,s in der ungarischen GerichtsvoH- 
streckung aber seit 193.5 exyg-Gereadcs and hea-dAr/M Rechtsinstitut. Sein 
Wesen besteht darin, dass der .s7an/R'c/a- Aa^ar" bestimmte Do/aareaG 
mit einer Vollstreckungsklausc! versehen kann und diese damit zu vollst­
reckbaren Dokumenten werden, das heisst, ra d;'e Germ/d.srodg/recAa/yy 
er/acy/yrAradra d/.Gy¿.
Vit einem Vollstreckungsblatt beginnt -  wie wir gesehen haben — 
die Gcrichtsvollstreckung dann, wenn die Forderung zuvor bereits durch 
das Gericht entschieden wurde oder wenn der Beschluss eines solchen, 
den Rechtsstreit entscheidenden Organes vollstreckt werden muss, dessen 
Organisation und Verfahren denen des Gerichtes nahestehen. Abweichend 
davon ist die ['rr.scAaay /ad efaer aod/rúBra FoNg/rcrAaaygA/aMgc/ nur 
dann statthaft, wenn die Forderung in einem solchen Dokument enthalten 
ist, welches — auch unter Beachtung des das Dokument ausstcllenden 
Organes — eine entsprechende Gewähr dahingehend liefert, dass die im 
Dokument enthaltene Forderung auch tatsächlich besteht.
Die Voraussetzungen zur Verseilung von Dokumenten mit einer 
notariellen Vollstreckungsklause! sind folgende:
die B/de des BrrcrAGy/ra sowie der Umstand, dass
Aj der Berechtigte die notarielle Vollstreekungsklausel auf Grund 
eines ?a der Gl G oder /a der Bl'G /r.s/yeGy/ra solchen BcDoarM/cg 
fordert,
r) dessen in ihm enthaltene Bordrraay auf den Weg der GcrmA/st-od- 
g/recA'Mwy gehört, und dass
dj die By/ädi/ayg/ryg/ der Forderung bereits t-cr-sG/rAea. ?g;.
Den geltenden Bestimmungen zufolge versieht der dem Wohnort 
oder Sitz des Schuldners nach zuständige Xotar eine yrng.se Xu/d tw; Gr/.aa-
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dea DoAaaieaZea mit einer notarieiien Voiistreckungskiauseld" Auf
diese grosse Zahl lässt auch der Umstand schiussfolgern, dass — während 
die GVO in seinen Parapraphen IG —20 zumeist nur aZZyeaicZa die mit 
einer Klausel verseilbaren Urkunden umschreibt — der § 6. der DVO 
bereits in LG Punkten die einzcinen Urkunden aufzähit, die sieh nur 
und ausschliesslich an den § )8. der GVO anschiiesscn.
Die AedeaZeadgZea unter den Urkunden und Dokumenten, die vom 
Notar mit einer Yoiistreckungsklausei — ausser einzeinen notarieiien 
Urkunden — versehen werden können, sind foigende:
— ein zugunsten eines staatiiehen Organs, einer Genossenschaft, einer 
Gesseischaft, sowie einer geseiischaftiichen Organisation ausge­
siebtes Dokument, das eine G'cZdsa AZaaygrer/;/ZZeA/agy oder eine 
sonstige Gaggeraay enthäit, wenn
aj die Verpfiiehtung oder Äusserung in ciae Z;//eaZ/ZeAe Ur/aade 
oder eine UrZaaZarAMade a; ZZ ?aZZer HeaeZgAra/Z ye/aggZ ZgZ,
¿G das Dokument die Namen des /ZereeAzZyZea und des i'er^ZZeZaeZe/; 
enthäit, die ¿?aa??ae der Fer/^ZZcAZaay, ihren HereeAZZyMagyraad 
und die A'r/Z/ZZi^ ayg/rZgZ, weiteriiin
e) die Urkunde seihst jene Stipuiation enthäit. dass na/ Grand deg 
/Adwarazg dZe FoZZgZreeAi^ ay 2?dä.s.sZy Z.sZ;
— weiteriiin der in einer besonderen Rechtsnorm festgeiegte HäcAg-
/aadganfA;eeZg, HegeAZagg oder gaagZZye.s eines staatiiehen
Organs, einer Genossenschaft, Gesciischaft oder geseiischaftiichen 
Organisation, wenn
<7) der die Voiistreckung Fordernde nachweist, dass der Setmidner 
zur Erfütiung seiner Verpfficidung bezügiicii der Xa/daay eZaer 
AegZZiaadea A'aa?a;e oder (ier AeZgZaay Za A'aZi/raZica im Voraus 
geAri/Mir/i aa^era/eii wardc und
A^) seit dem Aufruf ,'id Taye ergeimislos aergZrZeAea gZad.
Bei der notarieiien Voiistreckungskiausei ändert sich die traditioneiie 
Ordnung der Geltendmachung und Eintreibung der Forderung. Hier ist 
die gewohnte Reihenfoigeaiso nicht ..Kiage — Prozess —Kondemnations- 
urteii — Voiistreckung", sondern die GeZZeadameAaay der AUrderaay 
AeyZaaZ mZZ der GerZeAZgroZZgZrecAMay und zum Prozess — M'cyca HZag/eZZaay 
oder HegcAräaAaay der FoZZ.sZrecAaay — kommt es nur dann vor dem, 
dem Wohnsitz des Schuldners nach zuständigen Kreisgericht, wenn dem 
Schuldner zufoige
a ) die in der Urkunde enthaltene Horderaay ??ZcAZ güitig zagZaade 
yeAaa!?aea ZgZ,
Z)) die Harderaay ganz oder teilweise er/ageAea Z.sZ,
rj der t 'aZZ.sZrer Aaay.syZdaZn'yer (der Bereciitigte) Äa/.scAaA gewährt 
hat, und die Zeit noch nicht verstrichen ist oder wenn
d^ der NcAaZdaer gegenüber der Forderung des anderen Teils geiae 
Horderaay Za Ha/recAaaMy ArZayea aZZZ.
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1.3. Unter einem anordnenden bzw.y^ändene/enRegeA/ngg zur Vollstrek- 
kung dcg GerfcA^ eg oder des An/ars versteht die GVO diejenigen A!assnah­
men, die die Vollstreckung zum Ergebnis haben und durch ihre Einfachheit 
in grossem Masse die Eintreibung der Forderungen AescAiennfyen und 
die Wirksamkeit der Vollstreckung erhöhen. Diese Massnahmen sind die 
d?'reA/e yerfcAdfcAe Vyändnny, die direGe no^ariede /yy'ndMny sowie die 
dfreldeyericAdfcAe Anjyordernny. (Die direkte gerichtliche Pfändung und die 
direkte gerichtliche Aufforderung entsprechen dem Foi^rec^MnysMuM, 
die direkte notarielle Pfändung dagegen einer mit einer notariellen Fod- 
g^ recAnnysAJaMsel versehenen Urkunde.)
1.3.1. Die d:'rel7e yerfcAdi'cAe iydndnny ist ein solcher GeseAb(.ss des 
zur Ausstellung des Vollstreckungsblattes berechtigten Gerichtes, der 
ans^ede der Ausstellung des Fo^recA'MnysMaMcs getroffen wird. In diesem 
F/andnnysAescAinss fordert das Gericht den Arbeitgeber des A'Atddaers 
direkt auf, d. h. n?der AnsseAadMay des Gen'eA/seod.cteAers, — ohne Rücksicht 
auf eine gegen den Pfädungsbeschluss eingelegte Berufung -  die im Beschluss 
enthaltene Summe twn ArAeilsioAn des GcAnMners aAzasfcAen und frist­
los dem Vollstreckungsgläubiger auszuzahlen. Im wesentlichen geht es also 
darum, dass im Falle der direkten gerichtlichen Pfändung — im Interesse 
der Beschleunigung der Eintreibung der Forderung — einerseits die 
Fcr/Myimy der Fods^recAnny, anderseits der erste Abschnitt der D?(rcA- 
/AArnny der FoHs^ recIrMMy übereinstimmen, d. h. mit einer einzfyen Fer/uA- 
rensAand(n?:y ausführbar werden.
Voraussetzungen der gerichtlichen Pfändung:
a j Es bestehen die Foraasseiz?enyen zur Ausstellung des Fo?/#recI-MHyg- 
Aiadcs (siehe unter Punkt 1.1.), aber
A) die ForderMny muss asschliesslich t-o?n ArAedsioAn des -ScA^ndners 
eingetrieben werden und
c^ ) der ArAedyeAer (feg GcAnMners is  ^ AcAan?(b
Die Vollstreckung kann nnr M/;d ansseAGe.ssb'eA dnrcA yer^ 'cAdfcAe 
Fydndnny e?/oiyen — die Vollstreckung auf einer unseren OmndAvye ist 
also nicht statthaft und ausgeschlossen — wenn
— das der dfe Fods/recAnny Fordernde a'änscA/;
— wenn die ohne Nebenanspruch gerechnete Fordernny des s/aedb'cAen 
Gryans die in einer anderen Rechtsnorm festgelegte Iber/yrenceH 
nfcAi nAersiefy /^
— die Vollstreckung auf Zahlung eines Gn/erAadsAedrayes oder einer 
sonstigen, ?'n Falen (regelmässig) zn zaAiende?i Fnwme gerichtet 
ist und der vollstreckbare Teil des Arbeitslohnes^ die fällige 
Summe deckt.
Die Forderung muss in erster Ffnfe — aber nicht ausschliesslich — 
durch gerichtliche Pfändung vom Arbeitslohn eingetrieben werden, und 
nur wenn dies nicht zum Ergebnis führt, dann können andere Fern:öyens- 
yeyensAände gepfändet werden, wenn:
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— die ohne Nebenanspruch gerechnete /Avr/cruuy 7c.s l'oZZg/rcc/uuy.S'- 
yZäMA/ycrs die in einer anderen Rechtsnorm festgelegte [Fer/yreuzc" 
?n'cA/ uAcrs/e/y/, oder
— das Gericht unter Hinsicht auf die Umstände der Angelegenheit 
J?'e ;/;'rc/7c yer/cA/Z:cAc /ya;nZu;iy Nie/;/ /;'//' Acyrüin/c/ AäZ/.
1.3.2. Die direkte notarielle Pfändung ist ein solcher BescAZuss des 
zur Verseilung des Dokumentes mit einer notariellen Vollstreckungsklausel 
oder ausnahmsweise zur Ausstellung eines Vollstreckungshlattes befugten 
Notars, der anstelle der FerseAMMy der Urkunde u;?7 einer FoZZs/recZ'MMy.s- 
/7GU.se/ oder anstelle der Ausstellung des Fo/Zs/recAMuysAZa/Zes getroffen 
wird. Für den /nAaZ/ und die l*cwu.s'.sf/z?o;ycw der Fällung dieses Pfändungs­
beschlusses sind entsprechend die unter Punkt 1.3.1. dargelegten, sich 
auf die direkte ycricA/Z/cAe B/a/n/MMy /;ccic/;c;u/cn BeycZu rifA/MMysM'eisem/. 
Eine AAiue/cAuMy zeigt sich nur insofern — und auch nur dann, wenn der 
Notar den Pfändungsbeschluss nicht anstelle eines Vollstreckungsblattes 
getroffen hat —, dass der Arbeitgeber die vom Arbeitslohn des Schuldners 
uAyazoyeue BumuM uur 7a/; u dem Vollstreckungsgläubiger augzoAZcN /auu, 
wenn der Notar innerhalb roN -7J Toycu nach Übernahme des Beschlusses 
keine andere Anweisung trifft.
Der Grund für diese Abweichung besteht darin, dass die Erhebung 
des Mo/ar/eZZcN Bc.sc AZu.s'.sc.s zur BecA/s/vy// abgewartet werden muss, da ja 
die FoTT/crMMy zu der Zeit ?:ccA n/cA/ CH/.scA/cr/c?i ?'.s/. Der abgezogene Betrag 
kann also abhängig von einer gerichtlichen Beurteilung der eventuell 
gegen die notarielle Pfändung eingelegten Berufung dem Vollstreckungs­
gläubiger ausgezahlt oder nicht ausgezahlt werden.
1.3.3. Die r/;'rc/7c yerZcA/Z/cAe Mu//*o;Y/cru;:y zur Vollstreckung des 
Arbeitslohnes ist eine spesT/YscAc und auch einfachere und schnellere 
Ar/ der Vollstreckung als die direkte gerichtliche oder notarielle Pfändung.
Hier geht es nämlich darum, dass das Gericht ¿Zcm den Rechtsstreit 
entscheidenden BescAZu-ss .scZA.s/, in welchen es den im Arbeitsverhältnis 
stehenden Werktätigen, das Mitglied einer Genossenschaft oder eine andere, 
periodisch wiederkehrende Bezüge erhaltende Person zur BezaA/uny 
cAies ZVu/crAuZ/sAci/rayM verpflichtet, den ArAci/ycAcr gleichzeitig direkt 
au/ru/*/, den in seinem Beschluss festgesetzten Betrag abzuziehen und 
dem Berechtigten auszuzahlen. (Das Gericht übersendet den, den Unter­
haltsbeitrag festlegenden Teil des Beschlusses innerhalb von 3 Tagen 
nach Fällung des Beschlusses.)
Dem Standpunkt des Gesetzgebers nach begründet die Rolle des 
Unterhaltsbeitrages — als spezieller Forderung — bei der Lebenserhaltung 
des Berechtigten und der Befriedigung seiner Bedürfnisse dem Umstand, 
dass das Gericht direkt in dem den Unterhaltsbeitrag feststellenden 
Beschluss auch so/or/ auch üAer 7?'e P/ain/uny c/c.s ZVa/erAaZ/AAe/ZraycN 
verfügt.
Die Voraussetzungen der direkten gerichtlichen Aufforderung sind 
folgende:
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a) ein solcher — rechtskräftiger oder nicht rechtskräftiger — Koadca:- 
?n'er?<Mys&iwA?M.s's Jeg GcHc/hes, in dem es
den in einem ArhoitsVerhältnis stellenden H crlVä/iyea, das Geao.ssca- 
^c/w/'/.san7yh7'd oder eine a?:Jw, periodisch wiederkehrende Bezüge 
erhaltende IV/'.saa, deren /bAc?7ycAcr Aciaaa/ ás/,
c^ l zur ZaAh^ay cíHcg Ga/crAa(/.sAp?7/-ayc,s ver])iliehtet.
2. Als RaAjcA/c (7er ycrfcA/(/cAcn Fa//.s/rcc/,'M.;;y betrachten wir in erster 
Linie das GcTirA/ bzw. die die Vollstreckung t'c^/é/oe/eu (einleitenden) 
Gryane und den Gen7-A/st-oM2?7<Arr sowie die Par/ch-c. Daneben können 
im Vollstreckungsvcrfahren auch aaje/v- Dryade und Pcr.saaca mitwirken, 
und auch der iS7aa/,sa?i?raV/ erhält eine spezifische Rolle.
2.1. Das Vollstreckungsverfahren wird — wie aus dem oben Gesagten 
geschlussfolgert werden kann — ?'?? Jcr PcycP* vom Gcr?cA/ oder vom 
A^o/ar c?'aycZc?7c/, ja in einem bedeutenden Teil der Fälle führen sie auch 
den V ollzug des ersten Teiles der Vollstreckung aus. Zwei Angaben sind 
für die durch sie ausgeübte Tätigkeit charakteristisch:
Im Jahre 1981 wurden von den Gerichten 102 065 Vollstreckung- 
sangelegenheiten abgeschlossen, die Zahl der notariellen Vollstreckungs­
verfahren (Ausstellung des Vollstreckungsblattes, Versehen der Urkunde 
mit der Vollstreckungsklausel und direkte Pfändung) betrug 129 415.'s
2.2. Die Durchführung der Vollstreckung ist iw aZ/yc/weíMg?;"' Aufgabe 
des GericA/.sroJJzieAcM. Der Gerichtsvollzieher wird vom Vorsitzenden des 
Hauptstädtischen Gerichtes bzw. des KomitatsgcrichtcH ernannt. Die Ge­
richtsvollzieher sind an den Kreisgerichten und an den Komitatsgerichten 
tätig, und zwar gegenwärtig ia Jcr //nap-s/aJ/ sca/ra/i.sicr/, in den Komita- 
ten teilweise aw: A'/ix r/c.s VGwn/a/c.s und zum Teil a?; yrä.ssc/en A /c/.sycricA/ca.
Zum Gerichtsvollzieher kann ernannt werden, wer aayar/.sc Acr A7aa/.s- 
Aäryer, toh'yäArfy und aa?wAc.s/w// ist. Universitätsabschluss ist nur 
zur Ernennung des (c?7cajca CermA/sMJ/affAefi erforderlich, der Gerichts­
vollzieher ist aber verpflichtet, die vom Justizminister vorgeschriebene 
/'ucA/?rä/M?:y abzulegen. In begründeten Fällen kann der Vorsitzende 
des Hauptstädtischen Gerichtes bzw. des Komitatsgerichtes gleich 
welchen Ja2a ycc/yac/e?; JA?7arAc//cr eines hauptstädtischen oder Komi­
tatsgerichtes — ?n?7 /l?csaaA7ac Jcr PfeA/cr J  An/are — mit der Verseilung 
der Aufgaben des Gerichtsvollziehers betrauen.
Die Tätigkeit der Gerichtsvollzieher wird vom Vorsitzenden des 
Gerichtes ye(c?7c/ und Aoa/roMfcr/.
2.3. Im Vollstreckungsverfahren sind diejenigen Personen Par/c/ra, 
auf deren Bitte bzw. denen gegenüber das Verfahren läuft. Die Partei, 
die zur Einleitung des Vollstreckungsverfahrens berechtigt ist, der also 
das Vollstreckungsrecht zusteht, ist der FoHs/recAMay.sy/üMAfyc;-.
ln  einzelnen Fällen beziehen sich auf den Vollstreckungsgläubiger 
— wenn es sich um einen Ausländer oder um Vertretung handelt — Aesoa-
For3cAr?y7en. Wenn zum Beispiel der Vollstreckungsgläubiger /1 a.s/äa- 
der ist, und in Ungarn gegen eine ungarische Person ein Vollstreckungs­
verfahren einleiten will, dann ist dazu die Erlaubnis der UayarfscAea
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Gr/diu^iiini.szeuira/e erforderlich, bzw. wenn der Prozessgegenstand eine 
Forderung war, dann die Erlaubnis der 1/nyariscAen AaiimraPan/'.'' 
Eine l\iehrver}iflichtung schreibt die Rechtsnorm auch dann vor, wenn 
der Vollstreckungsgläubiger eine/nrigiiac/ie V^ eraon ist oder wenn der Voll­
streckungsgläubiger einen Bee/dauerircier hat. In diesen Fällen nämlich 
muss der Vollstreckungsgläubiger seine uacA Fria^aen eiiica Fo/iaire/- 
/mnyaMaiiea in zwei Exemplaren, auf einer entsprechend ausgefüllten 
Drucksache des Vollstreckungsblattes Vorbringen.
Von der GVO wird die Partei, der gegenüber das Vollstreckungsver­
fahren angestrengt wurde, Bc/m/dncr genannt. (Die Bezeichnung Schuldner 
wird vom Gesetzgeber hier nicht in materiellem Sinne, sondern in prozes­
sualem Sinne gebraucht!) Enter Hinsicht darauf jedoch, dass die Bezeich­
nung Schuldner auf eine Geldschuld verweist, wird in, Fcr/u'ndnny mii 
der DnrcA/a/rrnny einer entsprechenden //andinry von der GI G anaieiie 
6'e/nddner die Bezeichnung Ferp^/ic/deicr gebraucht.
Die Parteien können im Vollstreckungsverfahren natürlich ancA 
über ihren Fcrireier (Heauftragten) noryeAen. Der Zivilprozessordnung^ 
gemäss erstreckt sich nämlich die Bevollmächtigung zum Zivilprozess 
auch auf das Vollstreckungsverfahren sowie die im Laufe dessen vorge­
brachten Klagen.
2.4. Es können auch andere Gryanc nadPcr-soncu am Vollstreckungsver­
fahren teil nehmen.
So nehmen bei der Hnwendnny ron Fer/nöyen.szn-nny — auf Grund 
der Massnahmen des Gerichtes, des Notars bzw. des Gerichtsvollziehers — 
auch die Oryane (Arbeitgeber) teil, die im Falle der Pfändung der Arbeits­
lohnes und sonstiger Bezüge den H&zny and die (%cru'eäsany darch/ähren.
Ebenfalls bei Anwendung des Vermögenszwanges kann der Gerichts­
vollzieher auch einen Zwangsverwalter in Anspruch nehmen, der in 
der Gerichtsvollstreckung spezielle Aufgaben versehende Person oder Or- 
yrn teilnimmt.
Beim Ablauf der Vollstreckung kann es mehrfach — besonders bei 
der Vollstreckung einer festgelegten Handlung — Vorkommen, dass auch 
Znrany yeyennher der Per.son angewandt werden muss. Dieser Zwang wird 
den Bestimmungen der GVO und der DVO gemäss von der Polizei ange- 
wandtd"
2.5. Im Vollstreckungsverfahren kann — ähnlich wie bei anderen 
Prozessverfahren — der <S'ia/daann'aii prozessuale Handlungen cai.sprcc/?cad 
der BecAiaaieÜMny aono/d der Bariéira als auch der von der Vollstreckung 
betroffenen aaderea /niereaaierien durchführen. So kann er z.B. unter 
Ausübung des Rechtes des Vollstreckungsgläubigers die PiideiiMwy der 
Foii i^reel'MMy /ordern, im Interesse des Schuldners einen Prozess znr 
Pinaie/inny bzw. FinacArdnA'WW.y der FoHairecAwiy anstrengen, zum Schutz 
der Rechte anderer Interessierter eine IFider.sprMcAa/dayc einieiien usw. In 
dem vom Staatsanwalt eingeleiteten Prozess stehen ihm all die Rechte zu, 
die den Parteien zustchen, er kann aber/reinen Frry/rir/; einyeAen, an//eine 
Bcr/de uerzic/den. bzw. ¿eine Bcr/dc ancr/ennen.^"
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IH. Die allgemeinen Regeln der Einleitung und des Ablaufes der 
Gcrichtsvollstreckung
1. Die EZ/deZ/Mny der Ger/e/f/sw/ZsZrecImny — wenn es sich nicht um 
eine unmittelbare gerichtliche oder notarielle Pfändung bzw. eine gericht­
liche Aufforderung handelt — erfolgt so, dass die ro//.s/rec№(rr Lr/'M^de 
vom ausstellenden Gericht oder einem anderen Organ MHuer2?7y/IcA dem, 
dem Wohnsitz (Sitz, Stelle) des Schuldners entsprechenden OerZc/dsroZ/2/eAer 
2MyeZe:7e/ wird der ebenfalls unverzüglich die Vollstreckung beginnt. Die 
vollstreckbare Urkunde muss dann dem für den Ort der vollstreckbaren 
Vermögensgüter des Schuldners zuständigen Gerichtsvollzieher zuge­
leitet werden, wenn dies der Vollstreckungsgläubiger so fordert oder es an­
sonsten zweckmässig ist.
Die im Zusammenhang mit der A7;dc//7(ny — und dem Ablauf — des 
VollstrcckungsVerfahrens crrZu/MdcfccM A*o.s/cn (Gebühren,^ der Arbeitslohn 
des Vertreters usw.) werden im allgemeinen ro?n 1*o/Z.sZree/,-a /¿y.syZüa/jZyer 
? orycsc/;o.sww und vom Ar/uf Zdner gc/ruycy;. Abweichend von der allgemeinen 
Regel jedoch ist — als Ergebnis der Bestimmung einer anderen Rechtsre­
gel — z.B. derjenige verpflichtet, die Kosten eines Sachverständigen oder 
Schätzers vorzuschiessen, der desse?t dd?7f/.'7rA?(ny /ordert, bzw. es werden die 
mit dem Lokalverfahren und der Öffnung des abgeschlossenen Raumes 
(Möbels usw.) verbundenen Kosten von (/cm Ger/eAZ roryes/recA/, an dem 
der die Vollstreckung Durchführende tätig ist.
2. Die mit der Einleitung der FoZZ.s/rec/.'Mny verbundenen obigen 
und sich auf ihren Ablauf beziehenden folgenden Regeln sind ?'??. jeder 
1*oZZ.s/ree/.;((?y.S((nye/eyey;Ae// r/c/)ZMnys?re/send, unabhängig davon, um welche 
vollstreckbare Verpflichtung es sich handelt oder welcher Vermögens­
gegenstand des Schuldners gepfändet wird.
2.1. Der Ger?'e AZ.seoZ/zZe A er — der verpflichtet ist, über das Lokalver­
fahren ein Protokoll anzufertigen — übergibt bei Beginn der Vollstreckung 
an. Gr/ ?rnd A'ZeZZe dem AeAuZdaer (seinem Vertreter, Sachwalter) die voll­
streckbare Urkunde und ruft ihn zugleich 2Mr .so/br/?'yc;;, /','//ZZZZaay auf, wenn
n) das Verfahren mit einem Vollstreckungsblatt eingeleitet wurde, 
oder
Z?) die Summe der Hauptforderung 5000 Forint übersteigt, bezie­
hungsweise
c) das Gericht, der Notar im Interesse des Ergebnisses der Vollstrek- 
kung so verfügt hat, oder
c/) wenn der Gerichtsvollzieher dem Schuldner einen Sachwalter 
bestellt hat.
In diesen Fällen also erscheint der Gerichtsvollzieher oAae ewAeryc- 
Aendea Besc/fe/d des AcAa/dners an Ort und Stelle (zumeist in der Wohnung 
des Schuldners). Insofern der Schuldner die in der übergebenen vollstreck­
baren Urkunde enthaltene Verpflichtung nicht sofort erfüllt, dann führt 
der Gerichtsvollzieher sofort die erforderlichen Vollstreckungsliandlungen 
durch. d)/e crcu/McZ/e AZnccscnAe// des AeAaZdacrs (seines Vertreters, Sachwal-
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ters) behindert nicht den Ablauf der Vollstreckung. In einem solchen Falle 
aber muss dem Schuldner die vollstreckbare Urkunde zusammen mit dem 
Protokoll über die Vollstreckungshandlung zugestellt werden.
Wenn des Verfahren nicht mit einem Vollstreckungsblatt, sondern 
mit einer anderen vollstreckbaren Urkunde begonnen hat — in der Regel 
also mit der notariellen Vollstreckungsklausel —, und es sich um einen, 
nicht in den obigen Punkten 6 )—(?) erwähnten Fall handelt, dann ist 
der Gerichtsvollzieher verpflichtet, die vollstreckbare Urkunde innerhalb 
von 8 Tagen nach der Übernahme dem Schuldner per Pos? zuzustellen. 
(Der Erfahrung gemäss begleicht nämlich dann ein beträchtlicher Teil 
der Schuldner — insgesamt 13% -  aus dem schriftlichen Aufruf hin die 
Schuld von verhältnismässig nicht hoher Summe, bezahlt die rückständige 
Miete, den Preis des öffentlichen Versorgungswerkes usw., und deshalb 
kommt es nicht zu einem Lokalverfahrcn bzw. einer Zwangshandlung.)
Dem Vollstreckungsgläubiger sind (die roHsirecI'&areTi Ur/jM/ide^ per 
Post zuzustellen.
2.2. Die Vollstreckungshandlungen Aöimeii an Ar6c?7.sp(yea, zwischen 
6 Uhr früh und 10 Uhr abends uoi/zoyen icen/ew. In Ausnahmefällen kann 
der Gerichtsvollzieher auch zu einem anderen Zeitpunkt vorgehen, wenn 
der Vorsitzende des zuständigen Gerichtes dazu die Erlaubnis gibt.
Im Laufe der Vollstreckung kann der Gerichtsvollzieher die [Fo/maay 
des ßcMMwers, seinen sonstigen und seine FeryaögeasyeycMs^äade
&c.s?'cA/?'yeH Mw? %6erprö/eH,' eine ist jedoch ?n*c/d
s a^M/ta/). Falls erforderlich, kann der Gerichtsvollzieher die abgeschlossenen 
Räume und Möbel des Schuldners Wenn dabei der Schuldner oder
ein erwachsenes Familienmitglied nicht anwesend sind, /nass ein Zenye 
anwesend sein. Im Falle des Widerstandes nimmt der Gerichtsvollzieher 
die Mitwirkung der Polizei in Anspruch.
2.3. Der Geric/dswdsieAer &es?e?^  dem Schludner ohne Vertreter einen 
<S*acAwa^ er, wenn die Ferinöyen-sgeyensMnde des Ac/nddncrs znyäny/?'(7; sind, 
sein Wohn- oder Aufenthaltsort aber unbekannt sind bzw. wenn der 
Schuldner im Ausland wohnt oder sich längere Zeit dort aufhält.
Wenn der Wohnort (Aufenthaltsort) des Schuldners oder seine Arbeit­
stelle unbekannt sind, und der Ac/nddner d6er deinen p/and6aren Vermö­
gensgegenstand verfügt, dann trifft der Gerichtsvollzieher Massnahmen 
zur Feststellung des Wohnortes (Aufenthaltsort) des Schuldners und 
seiner Arbeitsstelle auf Grund der den Polizei-, Sozialversicherungs- bzw. 
Bevölkerungsregistraturorganen zur Verfügung stehenden Angaben, die 
diese dem Gerichtsvollzieher mitteilen.
2.4. Im Interesse des Schutzes der Rechte der am Vollstreckungsver- 
fahren teilnehmenden Parteien und anderer Personen können yeyenü&fr 
dem BfscAÜM&'S oder der Massnahme des Gerichtsvollziehers Rechtsmittel 
in Anspruch genommen werden.
Gegenüber dem Beschluss oder der Massnahme des Gerichtsvollziehers 
kann der <S7aa7sa?twa?? Eiwsprwc/;, andere Interessierte degegen einen 
Heui3?'0M-saH/ray bei dem, dem Gerichtsvollzieher nach zuständigen ArcM- 
yericAi erheben bzw. stellen.
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))ie Eins[)ruchserhcbung durch den Staatsanwalt ist an /<'/r.s/
ye^ ur^ de??, der Revisionsantrag jedoch muss innerhalb von 8 Tagen nach 
Mitteilung des Rescblusscs, dem lag der Massnahme bzw. dem Zeit­
punkt an eingereicht werden, zu dem sic dem Gesuchsteller zur Kenntnis 
gelangt ist.
Über den Einspruch des Staatsanwaltes und den Rcvisinsantrag 
entscheidet das Gericht — wenn notwendig, unter Anhören der Interes­
sierten — mit einem Beschluss, gegen dem Rerufung erhoben werden kann.
2.5. Im Interesse des Schutzes des Schuldners vor unnötigen Störungen 
undzur Verhinderung der überflüssigen Erhöhung der Vollstreckungskostcn 
ist der E od.s7rrc/,'ay.syh'iM6/yer !-rr;j/7?'e/;/e/, das Erlöschen der durch Vollstrek- 
kung geltend gemachten Forderung oder ihre Verringerung unverzüglich 
dem Gerichtsvollzieher zu /rreide??. (Der allgemeine, aber nicht alleinige 
Fall des Erlöschens bzw. der Verringerung der Forderung: die unmittclbar 
crfolgende Erfüllung durch den Schuldner bzw. eventuell eine dritte Person 
beim Volistrcckungsgläubiger.)
Für die durch das Versäumnis der Meldung eintretenden Kosten und 
den Schaden ist der Vollstreckungsgläubiger verantwortlich.
2-6- Gemeinsame Eigenschaft der RtM/Kw/t'frwMy der ToM.s/rec/MHy 
bzw. dos /¿wAfHg der Fods/recI-MHy -  als Rechtsinstitutionen, die die Ein­
haltung bzw. die Lnterbrochung des VoHstreckungsverfahrcns zum 
Ergebnis haben — ist es, dass beide die Durchführung einer weiteren 
Vollstrcckungshandlung verbieten. Der 1 ntcrschicd bestimmenden Charak­
ters zwischen ihnen aber besteht darin — über die zugrunde liegenden 
Ersuchen hinausgehend —, dass die Suspendierung der Vollstreckung 
rrm; Ger/r/g durch einen Beschluss t-rr/V/y/ ;r/rd, während über das Ruhen 
der Vollstreckung nur t-ow Cer;'r/g.s;'od;dc/;cr e?'a d'ro/oMt anyc/rr/?'y/ „-?'rd.
2 .6 . 1. Das Grr?'c/d durch einen Beschluss die Vollstreckung
.s?cspe;id?crc??. wenn
— in der Angelenheit ein Prozes.s cwr A'P:.s/cd;/ay (Beschränkung) 
der Vollstreckung angestrengt oder
— eine ITu/fr.sprMc/i.s'M/yf erliolten wurde.
— gegen die rod.WreeA u^re ¿'/7.'M;;de oder gegen den /Axs'r/dw.s'.s bzw. die 
JVu.s'.SHu/iMcdM GerdA/grodzfeAer.s' ein 7Cce/;^wd/e( eingelegt wurde,
— ycgf?? de/7 der als Grundlage zur Ausstellung der voll­
streckbaren Erkunde diente, ein A/dre/y zur [E;'cdcw;//?udoHc des 
1 gestellt wurde, und dessen Erfolg wahrscheinlich ist,
— gegen den Beschluss, der als Grundlage zur Ausstellung der voll­
streckbaren Urkunde diente, ein /G/.s.seg/mMrodruy" gestellt wurde, 
und die Geltung des darufhin eingeleiteten Verfahrens sich auch 
auf die Parteien erstreckt.
Ebenfalls fakultativ, das heisst möglich ist die Verfügung der Suspen­
dierung auch dann, wenn der ßedndd/ier dro-arn er.s?udd. Eine weitere Voraus­
setzung ist hierbei jedoch noch, dass die Suspendierung durch die I/??;s/d?u7c 
der M<vr/?dr%c№rA yercr/g/crö'y/ ist und dass das Gericht vor Treffen
der Entscheidung d?'e Pur/rfea uaMrea wuM.
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DHN Germ/;/ ist dann wr^/*/m/;/c/, die Vollstreckung za gMgpcadmrca, 
wenn der Vo^rcc^-MMygy/dii&iyer darum crgar/;/, und wenn dure)) die Sus­
pendierung das Recht oder das gesetzliche interesse anderer Personen 
nicht verietzt wird.
Die suspendierte Vollstreckung kann nur auf Massnahme des die 
Suspendierung wr/ayeudfa Ceri'c^Fg weiter fortgesetzt werden.
2.6.2. Das Vollstreckungsverfahren ra/d, wenn
" /  der IFo/iauri (Aufenthaitsort) des Sehutdncrs ;'.s7
und keine pfändbaren Vermögensgegenstände von ihm auffindbar 
sind,
6) der Schuidner ^e?'a yr/aad&urcA' Fcradiyea hat bzw. die Fcräagwraay 
des ge[<fändeten Fer?aöyei;AycycaA7aadc.s r/yb/yZo.s nur,
c; der Vollstreckungsgläubiger -  trotz seiner Pflicht - dm i'o//g/rci- 
/.aay.s/YAS/ca ad'/d ror.s/rcr/7,
d^ der Sciiuidner zur Acm/aay einen /1 a/ArAnb bekommen hat oder 
ihm die i-irfüliung der Leistung in Raten gewährt wurde.
Das Ruhen hört auf und die Vollstreckung kann im Falle der obigen 
Punkte a) — ¿G dann fortgestzt werden, wenn der IFoAaor/ (Aufenthaitsort) 
deg Fc/dadaer.s oder der p/and&are F er a;äyengyeyea.s7a ?; d Ae/ann/ yeaorden 
sind bzw. wenn es wahrscheiniich ist, dass der gepfändete Vermögensge­
genstand t-cräMgger/ icerden /Yina.
fm Falle der Punkte c) — d) dagegen kann dann die Vollstreckung fort­
gesetzt werden, wenn der Vollstreckungsgläubiger die /fos/rn uor.s'/ree/./ bzw. 
w/c/i Frr.s7rc?'r/;e?; der Zeitdauer deg .1 a/.se/;a/;.s oder bei Fer&-damany der 
Za/dany gleich welcher Fa/e die Fortsetzung der Vollstreckung fordert.
2.7. Die A';'n.s7edaay oder Fe.se/; raa/any der F;d/.s7rrr/.aay kann sowohl 
im ausserstreitigen als auch im Prozessverfahren erfolgen.
Ln an.s.serA/red/yea Fe//a/;rea wird vom Gericht die wd den; FoZ/g/rei- 
¿-any.sMnd einye/ede/e Fo//.s/ree/nay eingestellt oder beschränkt — d.h. wenn 
die vollstreckbare FordcrMay zuvor &rr?7.s n;er;7or;ge/; en/.se/;;eden a-arde — , 
wenn der Schuldner n;?V e/ner ä/yen///e/;e Fr/ande &ea'C?.s7 oder auf Grund 
einer öffentlichen Lrkunde-s ansonsten feststellbar ist, dass der zur Aus­
stellung des Vollstreckungsblattes zugrunde liegende Beschluss durch 
einen rechtskräftigen Beschluss ausser Kraft gesetzt oder verändert 
wurde.
Bei Fehlen der öffentlichen Urkunde dagegen — mit Ausnahme des 
Falles, (hiss der 1 'ad.s7ree/,;;ay.sy/äa/a'yer die Einstellung oder Beschränkung 
der Vollstreckung wünscht und diese des Fec/d oder dasyese/zZ?'r/;e Ta/ercggc 
Haderer Fergoaea nicht verletzen — in a n der ¿7c/nddaer einen Frozcgg gegen 
den Vollstreckungsgläubiger aag/reayea zwecks Einstellung oder Beschrän 
kung der mit einem Vollstreckungsblatt eingeleiteten Vollstreckung. 
Ein solcher Prozess aber kann nur mit der Voraussetzung angestrengt werden 
dass die im Prozess mitzuteilcndc Tatsache dann erfolgte, als sie schon 
in dem Verfahren nicht mehr geltend gemacht werden konnte, welches 
dem der Ausstellung des Vollstreckungsblattes zugrunde liegenden Be­
schluss vorangegangen ist oder w enn sie nach dem Abschluss des der
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Ausstellung des Vollstreckungsblattcs zugrunde Hegenden Vergleichs ein­
getreten ist.
In einem viel breiterem Kreise besteht die Möglichkeit nur Anstren­
gung eines Prozesses zwecks Einstellung oder Beschränkung der Voll­
streckung dann, wenn über V'MnAvMay ynenYoriscA noch a?'<7d endgültig 
ea№Aä?f7ea , wenn also die Urkunde über die Forderung vom Notar 
mit einer Fo7/sb*ecI;aay3NaM3e% versehen wurde. Die Stichhaltigkeit dieser 
Feststellung wird durch die unter II./1.2. bereits dargelegten Prozessein­
leitungsgründe bewiesen, die im Falle der Vollstreckung aui Grund einer 
vom Notar mit einer Volistreckungsklausel versehenen Urkunde die Ein­
leitung des Prozesses zur Einstellung oder Beschränkung der Vollstreckung 
ermöglichen.
2.8. Als allgemein gültige Regel steht im Vollstreckungsverfahren 
auch die Möglichkeit zur Anwendung der Institution der Z?äc/.'roH,s/reclaay. 
In dem Fall nämlich, wenn der iSc/mh/aer darc/i e?'ae ü/yUüh'cAe L'/7awdc 
&a'g?'.s7 oder auf Grund einer öffentlichen Urkunde ansonsten feststellbar 
ist, dass Jer der Aa&.s7cHaay des Fodstrcc/jMay.sMa c^.s' zayra/a/c Lcycadc 
/IcscAfMss dMrcA ciaca rec/ü,sI/'d/7/yea /lese/dM.s.s' aasser Ara/^ ycseG7 oder 
verändert wurde, kann das Gericht a a / Ferinayo^ des Ae/riddaer.s den 
Fod.s/reel aaysy/äa/</yer durch Beschluss ver^/fe/dea, dass er de?a Ae/nddaer 
— voll und ganz bzw. zum Teil — den im Laufe der Vollstreckung erhal­
tenen /Zc/ray (den Vermögensgegenstand) zaräclza/d/ und die Vollstreckungs­
kosten ersetzt.
Dieselbe Lösung ist auch dann möglich, wenn der ßcAiddaer zwecks 
Verhütung der Vollstreckung sefae Ar/ndd /rewdl/y &za/i/7 /ad und dies 
¿aa'c/s/.
Die Rückerstattung eines unter dem Titel des Ua/erAads5e?7rayes 
bezahlten Betrages bzw. die Rückgabe eines übergebenen Vermögensge­
genstandes durch //Mc/wdg/recl-any ist a/c/d za/d-ss/y.
2.9. Das d/cc/d z?;r ['od.s/rcr/rMay rerjä/ad zusammen mit der vollstreck­
baren Forderung ,und  diese Verjährung bedeutet, dass infolge des Ver- 
streichens der Zeit das Recht zur Vollstreckung verfällt und erlöscht und 
das zugrunde liegende materielle Recht mit behördlichen Zwang — auf 
dem Wege der Gerichtsvollstreckung — nicht mehr geltend gemacht 
werden kann.
Die Fe7yä/;rany des Rechts der Vollstreckung — die übrigens durch 
jedwede Vollstreckungshandlung unterbrochen wird — muss im allgemei­
nen aa/ MaAay festgestellt werden, roa Aaü.s a'cyra kann sie nur dann 
¿a-räcl'sm/d/y/ werden, wenn auch die Verjährung der zugrunde liegenden 
Forderung von Amts wegen berücksichtigt werden muss.
Wenn die Verjährungsfirst des Rechts zur Vollstreckung bereits 
verstrichen ist, kann auf eine danach eingereichte Bitte bzw. Antrag 
keine Vollstreckung angeordnet werden.
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IV. Die speziellen Regeln einzelner Arten der Gerichtsvollstreckung
1. Im Laufe der skizzenhaften Darlegung der allgemeinen Prinzipien 
der Gerichtsvollstrcckung haben wir bereits auf die das ungarische Voll- 
streckungsrecht kennzeichnende Eigenschaft hingewiesen, dass die Haupt­
form der auf eine Geldforderung gerichteten Vollstreckung die Pfändung 
dos Ar^cAs/o/aica MM</ acmaP'ycT- Z?c27(ye (Arbeitslohn auf Grund eines genos^ 
senschaftlichen Mitgliedsverhältnisses, Cewinnenteil, Anteil usw. sowie 
Krankengeld, Familienzulage, Rente, Dnfallrente. Waisenversorgung) ist.
Der Arbeitslohn oder der sonstige Bezug muss vom Arbcitgcber 
auf Grund der direkten gerichtlichen, notariellen Pfändung bzw. der 
direkten gerichtlichen Aufforderung oder auf Grund der Pfändung des 
Gerichtsvollziehers vollstreckt werden.
Der A&2My vom Arbeitslohn oder sonstigen Bezügen — für dessen 
Versäumnis der Ar^ ef/ycAcT- bis zur Höhe des nicht abgezogenen Betrages 
dem Vollstrcckungsgläubiger gegenüber als ac/Aa/ac/2M/(/7ic7-2'ac/2C7- BZ/cye 
verantwortlich ist — kann sich im allgemeinen bis auf 33% (¿cs Ar6c?7s- 
/o/wea oder der sonstigen Bezüge erstrecken.
1.1. Z?/a 2M 5d% (/cs ArAcAa/oAiica kann sich der Abzug im Falle 
mehrerer /yüHi/MHycM erstrecken, sowie für die folgenden Forderungen:
d) i7?Rcr/ia/;s&e?7/'((y, Gc/u/Ar der staatlichen Fürsorge eines Kindes 
und das F('(7'swycye/(/ für die I nterbringung des Kindes in einer 
Anstalt,
¿7) dem Schuldner gegenüber bestehende Ar&c?Vs7o/w/or(/crM7iy,
c) (171 ycsc//sc/iC(/*//?'cAc777 /72'yC72 / 2(772 !7Cr;(7-S((c/(/cr ¿'c/;(((/c;( und Fc7-y/(/7(77y 
von Inventurfehlbetrag,
(/) o/uie y/cc/;/syr7(7!(/ cr/;((//C77C77. vl7-6e?Vs7(7/;ii und A'02m/ccrs/c/;er777(y.s- 
!'CrSOryM7iy,
e) GcycKM'cr/ von Bezügen in Naturalien,
/ )  }p(7/(7K(7(ys7777'c/c und die mit ihr unter eine Hinsicht fallende For­
derung bzw. A'a/yc// für Wohnungsnutzung.
Der Gegenwert für die obligatorisch in Anspruch genommene Bc/r/cAa- 
7'DS/ und der obligatorisch ausgelieferten A'(7/M7-(z7?e7;6c2%ye kann vom 
Arbeitslohn o/mc A'/TiscAccu/Mcy ((Ayc2cyc7( ?cc7(/cic
Grundlage des Abzuges ist — mangels einer abweichenden Bestim­
mung -  nach Abzug der Steuer und des Rentenbeitrages jeder solcher 
verbleibende Bezug, der zu Lasten der Lohnkosten bzw. des Lohnfonds 
ausgezahlt werden muss, weiterhin jeder sonstige, in den Durchschnitts­
verdienst einrechenbare sonstige Bezug.
1.2. Fi'/T- (/eil a/cA M?(/ G/-?(77(/ (/ca yc7maac7iac/i((///2c/ie7i AZAy/Zci/aacT-Aä//- 
M/aaca crycAc72(/e7i Ar^cZ/.s/c/u;, den Anteil, Gewinnanteil usw. sind die sich 
022/  (Ze?i ArAcZ/a/oAu ¿7C22'c/2C72(/c72. obigen Regeln massgebend. Eine Abwei- 
chuiig ist nur insofern festzustellcn, dass itn Falle der Vollstreckung gegen 
ein Mitglied der Industriegenossenschaft für den Gegenwert für das vom 
Mitglied in die Genossenschaft gebrachte Arbeitsmittel (Vermügcnsgegen-
________________D IE  AKTUELLE ENTWICKLUNG DES HECHTS 175
stand) die dem Mitglied xustehendc LcryZ/Zücy sowie die /17; / c¡7 &'''/?cd;/on/c- 
rMHy des l\!itgliedes ?M w/Zcr G'ä772c yc/yö7n/eZ w.-cr^ cM /rÖMMfw.
).3. ['7777; AT-ro^ Acuyc/r/ des Schuldners können nur der U/rZerAo/Z.sAe/Zmy 
und der it?der de/n 7'de/ /vru¡¡/.'cuyeh/ Mayerce/d/er//y/ Coyote BeZrny abge­
zogen werden; die gemeinsame Summe der Abzüge kann sich bis auf 33% 
des Krankengeldes erstrecken.
Von der FM7fM7dm2M/<7ye kann nur der M?der de?n 7'de/ /'V;?n:7?'e?azM/Mye 
MMyeree/;//er//y/ 6rzoye?;e 7/cZmy, ferner die Gebühr der staatlichen Fürsorge 
eines Kindes, das den Anspruch auf das Familiengcld rechtfertigt und 
im Fall der Unterbringung eines Kindes in der Kinderfürsorgeanstalt 
durch behördlichen Beschluss d?'c Fery/dMnygye&d/;r abgezogen werden. 
Zum Abzug können bis zu 50% der Familienzulage in Anspruch genommen 
werden.
Foa der /?e?df und der Z/a/hZ/rcH/c des Schuldners können — über 
die im allgemeinen in Anspruch zu nehemenden 33% hinaus — bis zu 
5 0 % abgezogen werden als Gegenwert für Al'adcraadr/M//.s'5cd/Y/y %wd 
A'n/ZdHd;my3Z*os/e?r sowie die MayerecAZ/er/iy/ /¡ezoyeMC RcH/e. im Falle 
we/ircrerdyd/tdimyen können ebenfalls 50% der Rente und der Unfallrcntc 
in Anspruch genommen werden, vorausgesetzt, dass die monatliche Summe 
der Rente bzw. der Unfallrente die 3000 Forint übersteigt.
Von der 1F oA'cawr.swy¡7/;y kann nur und ausschliesslich die MwZcr dc/u 
T/Ze/ IFuf.soirersoryx^y ¿oiycrccAyer/fy/ /¡esoycüc <S'i777;r7?e abgezogen werden.
1.4. Der ArZ/ef/ye&r /.sZ wr/y/mAZcZ, vom Arbeitslohn oder den sonstigen 
Bezügen des Schuldners die in der Pfändung bzw. in der Aufforderung 
festgelegte Summe oAcMs/cAer; und dem Vollstreckungsgläubiger auszu­
zahlen bzw. auf das entsprechende Konto zu überweisen. Wenn vom Arbeits­
lohn des Schudlners die regelmässig und in Raten abzuziehende Forderung 
im Laufe irgendeines Monates ganz oder zum Teil nicht abgezogen werden 
kann, müssen die ausgcbliebenen Raten dann abgezogen werden, wenn 
dies möglich ist. Der Arbeitgeber ist verpflichtet, den Schuldner von der 
Pfändung, über ein Hindernis bei der Vornahme der Pfändung dagegen 
das die Pfändung bzw. die Aufforderung ausstellende Organ zu verständigen.
2. Bei Eintreibung der Geldforderung — wenn vorauszusehen ist, 
dass die Forderung durch Pfändung des Arbeitslohnes oder sonstiger 
Bczüge nicht schnell eingetrieben werden kann — besteht die Möglichkeit 
dazu, dass cs zur FoZ/gZrfcI'MHy t'OM Jlo/n/ior kommt. Das bedeutet, dass 
r<v'.s'<7dcJcMc.s d/oZu/Zur dcö' ßr/iM/i/TMVS, eventuell so/cAe 7/crAZe ?on/ For- 
denrny co7;. Frr/nöyeyiSM'er/ vollstreckt werden, die nicht unter den Begriff 
des Arbeitslohnes oder sonstiger Bezüge fallen.
Im Falle der Mobiliarvollstreckung ist der er.s/e /lA&cAa/ZZdes Vollstrck- 
kungsverfahrens die Pfändung, die darauf gerichtet ist. Ja.s Ic/y/iyünyc- 
recAZ des Schuldners über das in seinem Eigentum befindliche Mobiliar 
aw/zwAeAeM. D/e lyöajM/iy n/n / com OwcAZgcoZ/gfcAer — vorausgesetzt, 
dass der Schuldner die in der vollstreckbaren Urkunde erwähnte Verpflich­
tung nicht freiwillig erfüllt hat — so vorgenommen, dass das .l/o/nZ/or 
¿)f7;n/(/Mf7'.S 7 777 IVoZoAo/Z ;'<Vr<"7'''/7777'Z wird, /de A7'/Ac77/77/yC (/er /y/ZZ77</7777y 
,/f.s .l/oA/ZM/'-s 77'7'n/ ¡'0777 Gcv¡t'Az.s'co/Z.*'/cAC7* /¡'gZye/eyZ und er ist verpflichtet,
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die Pfändung so lange fortzusetzen, bis die Forderung — zusammen mit 
ihren Nebengebühren, worunter auch die voraussichtlich auftauchenden 
VoHstreckungsgebühren zu verstehen sind — nicht vollkommen gedeckt 
ist.
Die sich auf die Pfändung von Mobiliar beziehenden Regeln sind 
— wenn keine Rechtsnorm anderweitig verfügt — auch für die Pfändung 
von Rechten und Forderungen von Vermögenswert massgebend. Deshalb 
benutzt die GVO bei Bestimmungen allgemeineren Charakters oft den 
Ausdruck ,.Vermögensgegenstand" anstelle des Wortes ,,Mobiliar".
Gepfändet werden kann nur das Afo&iliar des Fc/inldners. Deshalb 
kann, im Interesse des Schutzes der Rechte dritter Personen das diircA 
den FcAwldner verwahrte AtoMiar nic/d yeji/andet werden, wenn aus dem 
daran befindlichen Zeichen oder aus einem anderen Umstand oAne jeden 
Beweis zweifellos /es/yestelli werden %ann, dass das Mobiliar nicht das 
Eigentum des Schuldners ist. Bin zur eAelicAen GM/eryeineinscAa/^yeAörendes 
BesdzstncA; aber kann im Falle der Vollstreckung gegen jeden der Ehegatten 
gepfändet werden, mit Ausnahme des Falles, wenn der Ehegatte, gegen 
den keine Vollstreckung läuft, zweifelsfrei beweisen kann, dass der entspre­
schende Vermögensgegenstand nicht zur ehelichen Gütergemeinschaft, 
sondern zu seinem BonderuerinöyeM gehört.
2.1. Airid ye/ifändet werden können wider den Ferinöyensyeyeiis^äiideii 
des Fcliwldners — auch nicht mit Einwilligung des Schuldners — diejenigen 
Vermögensgegenstände, die von der Fee/dsnorin von der F/andnny awsyenoni­
mm werden. Der ansonsten ausgenommene Gegenstand ist jedoch pfändbar 
bei Eintreiben des Kaufpreises (der zum Kauf geliehenen Summe) des 
entsprechenden Gegenstandes, weiterhin bei Eintreibung des Anfertigungs­
oder Reparaturpreises, wenn die Pfändung vom Gericht bzw. vom Notar 
so verfügt wurde.
Folgende Ferinöyensyeyciis/ände des ¿'eAiddners sind von der Pfändung 
6e/red.'
— die zur ylnsdlniny des Berw/es und zur For/se^ZMiiyderreyelinässiyew 
Alndien unentbehrlichen Mittel;
— die notwendigen BeNeidnnyssiäeAe und die BedwäscAe;
— für die Zahl der zum Haushalt des Schuldners gehörenden Personen 
entsprechend notwendiges AföAel;
— die im Haushalt des Schuldners unentbehrliche FdcAen- und 
HaMsAalisansrdsiüny,'
— die wegen dei Krankheit oder des körperlichen Mangels des Schuld­
ners erforderlichen dfcdi/.ameide und Hilfsmittel,*
— die von den im Haushalt des Schuldners lebenden Kindern ge­
brauchten — und auf Grund ihres Charakters Findern dienenden — 
sämtlichen Geyenslände,
— das für den Schuldner und die zu seinem Haushalt gehörenden 
Personen für einen Monat erforderliche Lebensmittel und das 
für drei Monate erforderliche Heizmaterial;
— die stehende, also nicht eingebrachte Frnte (Obst usw.);
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— die iaa/goA? iyaiioa;
— die g02ia^e Zaweadany, der auf dem Gesetz beruhende i/?derAadg- 
Aedray, die f/ii/e und die den Pflegeeitern für den Unterhalt des 
in staatlicher Fürsorge befindlichen Kindes gezahlte fy/eyeyeid,'
— dag FiipeadiaTn,*
— der UaierAadgAedray für den staatlich Versorgten und den Kriegs­
versorgten;
— der mit der Auszeichnung einhergehende Freig und die FeJoAaMKy;
— die FergicAerMMyggMnwMe.
Wenn sich der Schuldner berufsmässig mit landwirtschaftlicher 
Produktion beschäftigt, dann sind ausser den Aufgezählten noch Folgende 
von der Pfändung befreit:
a) der für die Besäung des vom Schuldner bestellten Feldes erforder­
liche tarnen und die zur Bestellung des Feldes unentbehrliche ?efr?gcAa/dicAe 
viagrdgiany sowie
A) eine AaA und für diese das für höchstens drei Monate erforder­
liche .Fader.
2.2. Dag ye^/aadeie JdoAdiar verbleibt in der Pegel ia der Fera-aAraay 
deg ¿'eAaidaerg, und der Schuldner kann dies — mit Ausnahme des Lebens­
mittels und anderer verbrauchbarer Sachen — yeAraacAe?:, aber nur seiner 
Bestimmung gemäss und ohne Verletzung des Bestandes.
Mit der Pfändung verbleibt also im allgemeinen dag Fee Ai deg d?egd2eg, 
der A?d2 aay und deg №'eggAraacAeg Aeiw FcAiddaer, aber geia Fc//äya/iyg- 
recA^  über das in seinem Eigentum befindliche Mobiliar erdigcAi. Aus 
dem Erlöschen des Verfügungsrechtes folgt, dass der Schuldner eine straf­
bare Handlung begeht, wenn er das gepfändete Mobiliar t-erAraMcAi, 
eeraicAici, reräaggeri, ver;^/aadei oder auf andere 1 feige der Fodg/recAany 
eaizieAi.
Ausnahmsweise kann es vorkotnmen, dass infolge der Massnahme 
des Vollziehers zugleich mit der Pfändung aicA/ war dag Fer/ayaaygrccAi 
deg ^cAaidaerg, sondern auch das Besitz-, das Gebrauchs- und das Niess- 
brauchrecht über dem gepfändeten Mobiliar erlöscht. Das tritt dann ein, 
wenn
— der <S'cAtddner ?ricAi 2ar Aa/?eaArany Aered igi, bzw.
— er idnyere Zed aAwegend igi, oder
— der fodgirccAaaygyiüaAiyer Bcg^cdany eiaeg ZaaMygreraadcrg 
ergacAi und dies mit Rücksicht auf die Umstände der Sache 
laut Ansicht des Gerichtsvollstreckers begründet ist.
Dabei wendet der Vollzieher die strengere Art der Pfändung, die 
/nAegcA/aynaA^ne an, die in zwei Formen möglich ist:
a^ l der Vollzieher erae?Md zur Aufbewahrung des gepfändeten Mobiliars 
eiacn ZaaKygtcra'adcr, oder
AJ er Armyi das gepfändete Mobiliar ohne Ernennung eines Zwangs­
verwalters tn eineat 2ar /fa/ Ae?eaAriee;y yeeiyweiea A'eAra/iA (Lager 
usw.) oder in. einem aAyegonderien Aaa/?; anier, gcA/ieggi iA/i. aA
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und vergieye^ i'An. (Die ungerechtfertigte Öffnung des Schrankes, 
Lagers oder Raumes usw, oder die Entfernung des Siegels ist eine 
strafbare Handlung.)
2.3. Wenn der Schuldner innerhalb von 15 Tagen nach der Pfändung 
seine Geldzahlungsverpflichtung nicht erfüllt, dann wird als zweiter M&- 
gcAm'd der Anwendung des Vermögenszwanges dag yep/andc^e dfoMiar 
uerdnggerA Infolgedessen er%ögc/d dag PiyendimgrecA^ deg PcAiddnerg über 
das Mobiliar und der Gegenwert des Mobiliars wird zur Erfüllung der 
Verpflichtung aufgewandt.
Die Feränggernny deg d/oAdi'arg kann auf folgende Weise erfolgen:
a^ ) GA i^ya o^rigcAer Aan/. Der Gerichtsvollzieher übergibt die gepfände­
ten Wertpapiere der Geldinstitutszentrale zum Kauf, die mit Erlaubnis 
in Besitz gehaltene ¿7cAMggw'a/ye und J/nndion dem zuständigen staatlichen 
Unternehmen, den aus Goid oder T7aA'n gefertigten Gcye?igAind und die 
DdeD/eine — wenn keine Möglichkeit zu ihrer kommissionsweisen Veräus- 
serung besteht oder diese erfolglos war — dem zum Verkauf von Edel­
metall und Schmuck befugten staatlichen Unternehmen, die Tiere, die 
Prn%e und den Wein aber dem entsprechenden Tier-, Produkten- bzw. 
Weinumsatzunternehmen oder einem anderen Organ. Diese Unter­
nehmen gi'nd verp/Yic/deA dag JioMi'ar zn Aan/en und den Kaufpreis auf 
das Hinterlegungskonto des Gerichtsvollziehers einzuzahlen.
5) OMi'yaA?rigcAe UAernaAine zur Feränggernny. Das gepfändete und 
zum Verkauf (öffentlichen Gebrauch) geeignete TeAengmi'de  ^ übergibt 
der Gerichtsvollzieher zwecks Veräusserung dem ördicAen, gicAmdZeAeng- 
mi'delAande  ^ AegcAä/A'yenden Wir/geAa/fgoryan. Dieses ist verpflichtet, 
das Lebensmittel zu verkaufen und die daraus eingenommene Summe 
— nach Abzug des rechtmässigen Nutzen — auf das Hinterlegungskonto 
des Gerichtsvollziehers einzuzahlen.
c^ ) OMiyaton'gcAe Aominiggiongwei'ge FcrdaggcrMny. Die unter Punkt 
a j und 5) nicht erwähnten Gegenstände — sowie die unter Punkt a 
erwähnten, aus Go(d oder Piaii'n gefertigten Gcyeng/ände und Dde^eine — 
werden im allgemeinen vom Kommissionswarenhaus, vom Kaufhaus 
für Okkasionswaren oder der Genossenschaft für Gebrauchsartikel veräus- 
sert. Diese Handelsorgane sind verpflichtet, das ihnen zur Veräusserung 
übergebene Mobiliar a/g Aomiggiongware zu behandeln, für seine Lagerung 
auf eigene Kosten zu sorgen und dies zum Schätzwert zu verkaufen, sowie 
den aus der Veräusserung eingelaufenen Betrag -  abzüglich der Komissions- 
spesen — auf das Hinterlegungskonto des Gerichtsvollziehers einzuzahlen.
d) Preiwidi'yer Aan/. Das unter Punkt a^ ) und A^l nicht erwähnte 
Mobiliar Aann vom Gerichtsvollzieher auch dem staatlichen Unternehmen, 
der Genossenschaft oder dem anderen Wirtschaftsorgan zum Aao/ i'/Aer- 
yeAen werden, das sich mit dem Umsatz, der Verarbeitung oder dem Auf­
kauf des Mobiliars beschäftigt. Der Kaufpreis kann auch in diesem Fall 
nicht geringer als der Schätzwert sein.
e) DAernaAme dnrcA den FodgirecAnnygyJänAiyer. Wenn das unter 
Punkt a) nicht erwähnte JdoAdiar (mit Ausnahme der Tiere, der Ernte
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und des Weines) aZc/d rcräMg-scr/ aerdca AoaM/c, dann kann der Vollstrek- 
kungsgläubiger das Mobiliar 2Mm &AM/2Mcr/ -  unter Aufrechnung an die 
durch Vollstreckung geltend gemachte Forderung — übernehmen.
/ )  J/oAd/Mrrers/e/ycrMMy. Die GVO bctiält die Mobiliarversteigerung 
als MM&scr.s/c Ar/ der FcrMM&scrMay vor. Zu ihr kann es nur dann kommen, 
wenn
— cg aZc/d MM/er AbiaA/ M/ crM-ä/m/cg J/o/n'/mr ycA/ (mit Ausnahme 
der Tiere, der Finte und des Weines);
— am Or/ der 7(/MadMay AcZa go/eAeg //Madc/.sw-yMa eau'g/ier/, das sicli 
mit dem Verkauf des gepfändeten Mobiliars beschäftigt und wenn 
der TrMMgpor/ des Mobiliars zum Handelsorgan md Ac/rMc/d/ZrAea 
Aog/ea cZaAcrycA/ oder MM/ 77ZadcraZgs6 g/ögg/ A2a-.;
— die auf dem Weg über das Handelsorgan erfolgte FerMMggerMMy 
ei/o/y/og Mrnr und der Vollstreckungsgläubiger um die Versteigerung 
ersucht.
Die Versteigerung — der für den Meistbietenden erfolgende Za-uay-s- 
cerA-MM/ also -  wird vom Gerichtsvollzieher abgewickelt, der auch d/e 
Ferg/efyerMMy darr/; cZae //fea//ZcAc RcA'Maa//aMcAMay und auf sonstige 
Weise paM/r/rr/. Der Ger/e/dgrods/eAer und der NcAa/dccr A'üaaca auf der 
Versteigerung a/cA/ /Z2Zd'<?rea, sie können das Mobiliar auch nach der Ver­
steigerung auf indirekte Weise nicht erwerben.
Hei Beginn der Versteigerung teilt der Gerichtsvollzieher den Käufern 
dea ¿?c/;M/2?cer/ (den Ausrufpreis) deg d/oA?7?'urg mit, und ruft sic zu ihren 
Angeboten auf. Wenn der angebotene Kaufpreis den Ausrufpreis nicht 
erreicht, so ist dieser .s/a/caa'cZ.S'c AcraA2M.se/2ca A/.s na/ cZa DrZ//e/ deg 
AeAü/2 Mer/eg. Der Meistbietende wird der Fers/eZycraay.sA-MM/er, der ver­
pflichtet ist, den Kaufpreis sofort Za ßaryc/d 2M cr/A/ca. l)as anlässlich der 
ersten Versteigerung nicht verkaufte Mobiliar muss — innerhalb von 
drei Monaten — za der 2M'cZ/ea Ferg/e/yerMwy veräussert werden, wenn 
auch diese erfolglos ist, magg d/e //Madaay über das Mobiliar MM/ycAoAea 
und es dem Schuldner zurückgegeben werden.
Der Fodg/recA'Mnygy/üMA/yer ist berechtigt, auf der Versteigerung 
"Aae Durye/d2M/dM?;y bis zur Höhe seiner Forderung samt Nebenansprüchen 
zu [¡zitieren, vorausgesetzt, dass das Mobiliar ??wr acyca .seZacr 7<'orderMay 
yep/*MMde/ aarde, oder — im Falle mehrerer Vollstreckungsgläubiger — wenn 
alle Vollstreckungsgläubiger dem bargeldlosen Kauf zugestimmt haben.
3. Eine relativ selten vorkommende, aber bedeutende Art der Voll­
streckung ist d/e /mmoA?7/MT';'oZ/g/rccA'MMy.
Zwecks Eintreibung einer Geldforderung Axiaa im allgemeinen war 
e/ae Zm A'/yca/a/a cZaer 7V/Mdpcr&-oa Ai/ZadAZcAc 7,/eycMge/m// iodg/reeA/ 
aerdca, vorausgesetzt, dass die Forderung samt Nebenansprüchen 500C 
Forint erreicht.
Die Liegenschaft wird vom Gerichtsvollzieher so gepfändet, dass 
dieser das Bodenamt ersucht, das Recht zur Vollstreckung in das Liegen­
schaftsregister einzutragen. D/e /y/iadaay erfolgt mit der Eintragung 
des Rechtes zur Vollstreckung.
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Der Gerichtsvollzieher veräussert die ye//dndf/c Zieyengc/io/*/ — wenn 
(7er Ae/nddncr nach der Pfändung geilte Fer///ie/i/Mny nicA/ ei/nd/ und 
die Pordeniny aus den sonstigen Vermögensgegenständen des Schuldners 
nicht vöilig gedeckt ist oder nur nach M;tuer/m 1/ ni.sniöggiy lanyer Zei/ be­
friedigt werden kann — in der Regei an/ einer 1'er.s/eiycrMny. Ausnahme 
weise kann — mit Zustimmung der Parteien — der Gerichtsvollzieher 
die Liegenschaft aned aiigger/iall< einer Ferg/eiycrnny (freihändig) veräussern. 
wobei jedocti derKaupfreis nicht weniger ais der Schätzwert betragen kann.
Die Regein der Immobiiiarversteigerung sind im wesentlichen den 
Regeln der Mobiliarversteigerung identisch, mit den hauptsächlichsten 
Abweichungen, dass
— es nur derjenige auf die Liegenschaft lizitieren kann, der Id% des 
¿'e/iö/zieer/eg der Liegenschaft beim Gerichtsvollzieher als Anzah 
lung deponiert;
— die Liegenschaft nic/i/ zu einem niedriyeren Preis alg der S'e/iä/zn.'cr/ 
verkauft werden kann;
— der Podg/recI;Mnygylä!i&iyer die Liegenschaft zum Schätzwert nur 
nac/t der zieei/cn ei/olylogen Perg/ei'yeriiny md der Geltung des 
Versteigerungskaufes ä&erneAinen Aann,*
— die Za/d der Inmobiliarversteigerungen m'e/d liege/iröni/ i'g/.
4. Die Gerichtsvollstreckung kann nicht nur auf die Eintreibung einer 
Geldforderung, sondern auch auf die Ausführung einer bestimmten Hand 
lung, die Durchsetzung einer Tätigkeit oder eines Verhaltens gerichtet 
sein.
Wenn die ! 'od r^ecA'Miiy an/die An.s/idirnny einer 5eg/imm/cn Handiiiny 
oder die Diddwiy bzw. das Un/erMei&en eineg lie.s/imm/cn Lcr/iaden.s (im 
weiteren kurz: einer bestimmten Handlung) gerichtet ist, dann rn/l der 
Gen'cA/grodzieAer in der per Post zugesandten vollstreckbaren Urkunde 
den Ferp/*lic/de/en (den Schuldner) — unter Setzung einer bestimmten 
First — zur /reiieidiyen Pi/nditny an/. Gleichzeitig sendet der Gerichts­
vollzieher die vollstreckbare Urkunde auch dem Fod#rec%Mnysy7äM&iyfr 
mit dem Aufruf zu, nach Verstreichen der zur freiwilligen Erfüllung gesetz 
ten Frist deren /fin/re/cn oder deren AiigMei'5en mi/zn/eden.
Wenn nach .Mitteilung des Vollstreckungsgläubigers der Verpflichtete 
den Aufruf zu einer bestimmten Handlung nie/d /reiii'idiy ei/nd/, kann 
dies der Gerichtsvollzieher im erforderlichen Falle an Gr/ und <$/ede %6er 
prii/en und das darüber angefertigte Protokoll bzw. die Mitteilung des 
Vollstreckungsgläubigers unverzüglich dem Gericht unterbreiten, an 
dem er tätig ist. Im Anschluss daran cnGc/iei'dr/ dag Geri'c/i/ dnre/t Pcgc/dngg 
iilier die Ar/ der I'od.s/recUiny. So kann das Gericht:
a / auf Wunsch des Vollstreckungsgläubigers den Verpflichteten 
zur PezaAinny des Geldieer/eg der ¿ei'g/nny nerp/'/icA/en beziehungs­
weise den Vollstreckungsgläubiger dazu berechtigen, dass er 
die 5eg/imm/e Handliiny an/ Aog/en deg Ferp/*/ic^/e/en diircA/ii/irc 
oder durch andere diire/i/n/iren logge,
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A) den Verpflichteten mii eiaer GeldAMeee bis zu 10 000 Forint zur 
Durchführung der bestimmten Handlung zwingen, wobei die 
Geldbusse auch wiederholt auferlegt werden kann,
cj die bestimmte Handlung unter JiidcirAMwy der Polizei (der Schutz­
macht) erzwingen.
4.1. Die für die Vollstreckung einer bestimmten Handlung ansonsten
geltenden Bestimmungen müssen im allgemeinen auch bei der Vollstreckung 
des Gerichtsbeschlusses hinsichtlich der U?derArbiy?o;y und der l%eryaAe 
einee Ai^dce in Betracht gezogen werden. Puier aw/ dag 7?dereese
des Aiwdce jedoch kommen folgende aAweicAeade DeeiimmMKycM zur 
Anwendung:
— die Abschrift der vollstreckbaren Urkunde muss der 2M.sM?id?'ycw. 
FormMMdscAq/'isAeAörde zugesandt werden mit dem Aufruf, die 
freiwillige Erfüllung durch den Verpflichteten zu erwirken und 
das Ergebnis des Verfahrens ist innerhalb von 15 Tagen dem 
Gerichtsvollzieher mitzuteilen;
— wenn die Mitwirkung der Polizei erforderlich ist, dann ro/i dm 
Polizei dc^ Fcr?^ /7:'c/dideM, av/, zusammen mit dem Kind an einem 
von der Polizei bestimmten Ort zu einer bestimmten Zeit zu 
erscheinen; die Polizei verständigt hiervon den Gerichtsvollzieher 
und den Vollstreckungsgläubiger.
4.2. In einzelnen Fällen ist der Schuldner zar PeraMsyaAe Aesiimmier 
HioAdMryeycMiäKde verpflichtet. Dabei übergibt der Gerichtsvollzieher 
die vollstreckbare Urkunde persönlich dem Schuldner; gleichzeitig damit 
ilAeryiAi er dag díoAiiiarg/iicl; dem awoeeeaden. FollsirecAMH.y.sylöMAiyer bzw. 
verfügt er, dass das Mobiliarstück vom Schuldner zum Vollstreckungsgläu- 
biger transportiert werden soll. Im Falle der Verweigerung der Herausgabe 
des Mobiliargutes fordert der Gerichtsvollzieher die jl/iia'ir/úMay der Polizei 
(der Brachialgewalt) und führt die Vollstreckung sofort durch.
Wenn das betreffende Mobiliargut nicht vorhanden ist, /dAri der 
Gerichtsvollzieher bis aa / de% maArscAeiMÜcAeM IFer/ de.s J/oAiiiaryMie.s 
die Fods^ recAMHy dwcA und pfändet die sonstigen Vermögensgegenstände 
des Schuldners, das Protokoll darüber legt er dem Gericht vor. Das 
Gericht stellt nach Anhören der Parteien den Wert des Mobiliargutes 
fest und die weitere Vollstreckung ist nun auf die Eintreibung dieser 
entsprechenden Summe gerichtet.
V. Die H%szaAÍM?ty der im Zao/e der DericAievolleirecAMoy ei^yeflcsse^eM 
ßMmme
Der aA.sc/dieggeKdc HAsc/mid der auf eine Geldforderung gerichteten 
Vollstreckung — und zugleich auch des gesamten Vollstreckungsver- 
fahrens — ist die Befriedigung des Vollstreckungsgläubigers.
Die im Laufe der Vollstreckung eingeflossene Summe wird — ?:acA 
ypMyleicA der FcdsirecAMMysAosieTa — vom Gerichtsvollzieher unter den 
Vollstreckungsgläubigern verteilt. Der Gerichtsvollzieher ist jedoch an 
die Bestimmungen der GVO gebunden, denen zufolge die DorderMMyca
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in einer iArem Ti/ei yemässen BeiAew/oiye Ae/riediyi werden inneren. Das 
bedeutet, wenn die eingefiossene Summe nicht ade Forderungen deckt, 
dass dann folgende BeiAe??/o^ ye der Be/riediynny beachtet werden muss:
а) FindernnierAaiieAeiiray und FniAindnnyeAosien,
б) sonsiiyer BnierAadeAePray und auf Unterhalt gerichtete sonstige 
renienariiye Leieinny,
c) nach /IrAeiMoAn bestehende Forderung,
d) F eryninny des an yesedecAa/dicAem Fiyeninm uernreacAien BcAaden.s 
und des dnverinrmnnye%s,
e) der gemäss dem im Gerichts- und Ordnungsstrafverfahren gegenüber 
dem Schuldner gefassten Beschluss ZMynns/en des Bianies 2M zaAiende 
Beiray, die ans der FermöyeKsetKzfeAMNy stammende FordemKy,
/ )  die Biencr, die GcAnAr oder eine andere öffeniBcAe BcAnM,
y^ ) die einen; Geidinsiiini yeyennAer AesieAende BcAnM, die vom Ver­
sicherungsorgan dem <S*cA?ddner nnyerecAi/eriiyi ansyezaAiieBnmme,
AJ die vom Arbeitgeber (Genossenschaft) und vom Sozialversicherung­
sorgan dem BcAnMncr nnyerecA//eriiyi ansyezaABe Bnmme,
iy der FcryidM?;y.sprc?'s für die obligatorisch in Anspruch zu nehmenden 
oder zu leistenden Naturalien,
j^ ) eine sonstige, dem Biaai oder dem IFiriscAa/isorya?! yeyennAer Aesie­
Aende BcAnM,
A^) die Ersetzung eines einer Privatperson dnrcA eine Birafiai rernr- 
sacAien BcAadens und die einer Privatperson gegenüber bestehende 
IFoAnnnysmieiscAnM,
i e i n e  den Schuldner belastende sonsiiye BcAnid.
Eine in der Reihenfolge später folgende Forderung kann nur nacA 
uöüiyer Befriediynny der in der BeiAen/oiye weiier rorn sieAenden Fordernny 
Aefriediyi werden. Wenn die eingeflossene Summe nicht alle der in iden- 
iiscAer 7ieiAen/oZye aufgezählten Forderungen deckt, dann müssen diese 
Forderungen proporiioneü befriedigt werden.
Bei der FerüMNsernay non AfoAiiioryni muss der auf Grund des uer- 
irayiicAen oder ye.se/z^ ieAen B/*andrecAieg angemeldete Forz?;y.s'a?;.S'prneA in 
Betracht gezogen werden und die aus der Veräusserung des Pfandgegen­
standes eingeflossene Summe ist in ersier Linie zur Befriedigung der 
durch das Pfandrecht gesicherten Forderung aufzuwenden.
Eine im wesentlichen ähnliche Regel kommt nncA Aei derdmmoAiiior- 
uodsirecAnny zur Geltung, denn wenn mit der aus der Veräusserung der 
Liegenschaft eingefiossenen Summe auch die mii BypoiAcA versicherten 
Forderungen befriedigt werden müssen, dann er/oiyi iAre Befriediynny 
in der BeiAen/oiye der Finiruynnyen der Bypo/AeAen. Finzeine Bienern und 
OeAnAren in Verbindung mit der Liegenschaft jedoch müssen — nach 
Begleichung der Vollstreckungskosten — vor jeder anderen Fordernny 
Aefried:yi werden.
* **
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Wir waren oben bemüht, die Zielsetzungen, allgemeinen Prinzipien 
und für wichtig beurteilten Regeln des neuen ungarischen Vollstreckungs- 
rechtes kurz zu skizzieren. Es besteht aber kein Zweifel, dass diese Ziel­
setzungen ihre Richtigkeit und die allgemeinen Prinzipien und einzelnen 
Bestimmungen der Rechtsnormen ¿Are /;? r/cr f  raxfg AeweAsctt
WMNgen, die jedoch — infolge der kurzen Zeit, die seit Inkrafttreten der 
neuen Regelung verstrichen ist — noch keine Möglichkeit zur Schluss­
folge begründeter Erfahrungen gibt.
'  S iehe e ingehend  b e tre ffe  d ieser D re ite iiung : F iá n , AsU-a?:; A v ég reh a jtá si e ljá rás 
(D ie Z w an g svo lls treckungsverfah ren ). 208. S. In : TarA as, Jó z se f—A*é??i<'№, J á n o s  —A'évaí, 
LdszM —<Szt№ereAy, J e n ő —Faryn , G y u ia —Fi&<, /s te á n ; P o igári e ljá rásjo g  (Z ivilverfahrens- 
rech t) , B a n d  I I .  B u d a p es t 19S1.
- Siehe im  w esen tlichen  ebenso: F iá n , /stad?:; op. c it. S. 209. E s sin d  au ch  solche, von 
d ieser D efin ition  abw eichende S ta n d p u n k te  in  d e r ung arisch en  R e c h ts li te ra tu r  b e k an n t, 
d ie  d ie  G erich tsv o llstreck u n g  fü r  einet: sow ohl vom  stre itig en  a ls  a u ch  vom  ausse rstre iti-  
gen  Z iv ilfah ren  zu  tren n e n d en  T eil b e tra c h te n  [siehe so z.B . H á ta t, 7'ióor.- A dolgozók 
részvéte le  az  igazság szo lg á lta tásb an  (D ie T eiln ah m e d e r  W erk tä tig en  a n  de r R echtspflege). 
B u d a p es t 1970. 225 S-], bzw . sie a ls „de?i z a  T ed  s<75stä?iJi'y ye!oorde?:e??, st'cA adye??!et?: an  
d as stref/tyg oder aasserstretn'ye Fer/aA ren des Z iri/prozesses a?)sc/Jiesse?idr?t ylóseAniM" áeze- 
fcAnen. [N évai, László —Szilbereky , Jen ő : Po lgári e ljá rásjo g  (Z iv ilverfah rensrech t), B u d a ­
p e s t 1974. 579. S.].
 ^ A b g ekürzt: GVO (G erich tsvo llstreckungsordnung).
* A bgekürzt: DVO (D u rch fü h rungsvero rdnung).
s D ie d en  E rla ss  m it G ese tze sk ra ft N r. 21 vom  J a h r  1955 ü b e r d ie G erich tsvo llstrek- 
k u n g u n d d ie  sich ih m  ansch liessenden  sonstigen  R ech tsn o rm en  sowie die G erich tsp rax is 
e ingehend  beh an d e ln d en  w ich tigeren  A rb e iten  d e r R e ch ts lite ra tu r  sind  folgende: JfeyyAdit, 
J s trd n  —ÁJdtóffy, Jó zse f—F id a , Istt'd?:—ZdAony, ÁdszM.* A birósági v ég reh a jtá s  (Die Gc- 
rich tsvo llstreckung). B u d a p es t 1957; E öítős, O.szMr — //eyyAóíí, /sit-dn —A tyrm y , Á7e??!Ó?- — 
NcAel?:dz, Györyy — <S'zi'yt:'ye?i, Fd .^or— FóAcy, Zodó?:— Fzda, /sírd??.* A birósági v ég reh a jtá s  
szab á ly a in ak  m a g y a ráz a ta  (Die E rk lä ru n g  de r R egeln  zu r G erich tsvo llstreckung). B u d ap est 
1970; F td a , Is/td?!.* A birósági v é g reh a jtá s  (Die G erich tsvo llstreckung). B u d a p es t 1978.
6 D ie u n te r  d en  P u n k te n  d ) — e) beze ichneten  v o lls treck b aren  U rkunden  — d a  sie 
zu e inem  b e träch tlich em  T eil n ieh t R e c h ts in s ti tu te  des Z iv ilverfahrens, sondern  des S tra f­
oder V erw altungsverfah rens sin d  — w urd en  in  an d eren , zum eist n ied rigeren  R ech tsnorm en  
geregelt.
? E in  so lcher V ergleich is t d ie A ufte ilung  des N achlassvcrm ögens sowie d e r v o r dem  
N o ta r  geschlossene V ergleich zu r F rag e  d e r A blösung des N iessb rauchsrech tes d e r W itw e 
la u t  A b sa tz  (3) des § 58 d e r  V erordnung  N r. 6/1958. (V II. 4.) IM  bzw. la u t A bsatz  (1) des 
§72/C .
s Siehe in  V erb indung  d a m it e ingehender: R ó ta i, TzAor.* Die ch arak te ris tisch en  G ru n d ­
züge de r neuen  u n g arischen  E x ek u tio n so rd n u n g , Z eitsch rift fü r R cchtsverg le ichung . H eft 3, 
1981. S. 197.
 ^ In  U n g arn  g ib t  es keine  P riv a tn o ta re . D ie an  den K re isgerich ten  tä tig en  s ta a tlich en  
N o ta re  — die im üb rig en  d e n  A nfo rderungen  de r R ich te rw ah l en tsp rech en  m üssen — w erden 
vom  Ju s tiz m in is te r  e rn a n n t. (Siehe d en  A b sa tz  (1) des § 40 des G esetzes IV  vom  Ja h re  1972 
ü b e r  d ie G erichte.)
D ie V ollstreckungsklausel e n th ä lt  all d ie A ngaben  u n d  M assnahm en, die der G erich ts­
vollz ieher zu r V o llstreckung  b en ö tig t.
"  Diese W ertg renze  b e trä g t  gegenw ärtig  n ach  dem  § 7 d e r DVO 300 F o rin t.
'* D er § 51 d e r GVO e r la u b t im  allgem einen 33%  A bzug des A rbeitslohnes im  L aufe 
de r V ollstreckung, bei e inzelnen hervorgehobenen  F o rd eru n g en  jedoch  (z. B . U n te rh a lts ­
geld, A rb e its lohnfo rderung  usw .) sowie im  F a lle  m eh re rer P fän d u n g en  k a n n  sich d e r A bzug 
bis a u f  50%  des A rbeits lohnes e rstreck en .
'3 Bei F o rd eru n g en  v o n  W irtsch aftso rg an isa tio n en  b e trä g t  diese W ertgrenze 2000 
F o rin t,  bei an d eren  V ollstrcekungsg läubigern  jedoch  n u r  1000 F o rin t (§ 8 de r DVO).
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Hs k a n n  ausnahm sw eise  V orkom m en, d a ss  d as Y o llstreckungsverfah ren  in  speziellen 
A ngelegenheiten  n ich t vom  G erich t o der vom  N o ta r  e in geie ite t w ird , so n d ern  v o n  einem  
an d eren  — d u rc h  e ine  besondere  R ech tsn o rm  d a zu  b e fu g ten  — O rgan  (W irtsc h a ftsa m t des 
G erich tes , F ah n d u n g sb eh ö rd e , S teu erb eh ö rd e  usw .).
's  Die B ed eu tu n g  de r G erich tsv o iis treck u n g  in n erh a lb  des Z iv ilv erfah ren s w ird  bis 
zu gew issem  G rad e  a u ch  d u rch  d en  U m sta n d  aufgezeig t, d a ss  1981 in  U n g a rn  d ie g em e in ­
sam e Z ah l d e r g e rich tlichen  u n d  n o tarie llen  V oH streckungsangelegcnheiten  (231 480) die 
Z ahl d e r a n  d en  K re isg erich ten , den  A rb e itsg erich ten  u n d  den  K o m ita tsg e rich ten  in e rs te r  
u n d  zw eiter In s ta n z  abgeschlossenen s tr i tt ig e n  A ngelengenheiten  (225 077) überstieg .
's  M it d e r A usnahm e, w enn  die V o llstreckung  d u rc h  u n m itte lb a re  g erich tliche  oder 
n o tarie lle  P fä n d u n g  bzw . a u f  G ru n d  e in e r g e rich tlichen  A u ffo rderung  erfo lg t.
' '  A u f G ru n d  des P u n k te s  4 /c  de r ,,B eilage" zu r V ero rdnung  des F in an zm in is te rs  
N r. 6/1982. ( I I .  17.) ü b e r d a s  V erfah ren  d e r D evisenbehörde.
'* A b g ek ü rz t: Z PO  (Z ivilprozessordnung).
's  Siehe so z. B .: A b sa tz  (2) des § d e r GV O, P u n k t r )  des S 95, P u n k t  a /  des A bsatzes 
(2) des § 65 d e r  DY O.
A b sa tz  (2) des § 17 des E rlasses  m it G ese tze sk ra ft N r. 5 vom  J a h r  1958 ü b er d a s  
In k ra f t t r e te n  u n d  d ie  D u rch fü h ru n g  des G esetzes V I 11 von : J a h r  1957 zu r M odifizierung 
e inzelner B estim m ungen  d e r Z iv ilp rozessordnung .
D ie G eb ü h ren  des V o llstreckungsverfah rens b e tra g en  3%  des W erte s  des G egen­
s ta n d es  des V erfah rens. (P u n k t c) Abs. (1) d e s§  116 d e r V ero rdnung  N r. 11/1966. (V I. 29.) 
des F in an zm in is te rs  ü b e r  die G ebühren .)
-- D er K a ssa tio n sa n tra g  is t ein  so lches spezielles I n s t i tu t  des u n g arischen  Z iv ilver­
fah ren srech tes , das d e r Ü b e rp rü fu n g  d e r re ch tsk rä ftig e n  G erich tsbesch lüsse  v o n  A m ts 
w egen d ie n t u n d  dessen  Ziel in  de r G ew ährle istung  d e r e inh e itlich en  G ese tz lichkeit b e s teh t. 
E r  k a n n  n u r  vom  V orsitenden  des O b ersten  G erich tes oder vom  G e n e ra ls taa tsa n w a lt g este llt 
w erden . W enn  d e r K a ssa tio n sa n tra g  in n e rh a lb  eines J a h re s  v o n  E rla n g u n g  der R e c h ts ­
k r a f t  des angegriffenen  B eschlusses beim  O b ersten  G erich t g este llt w ird , d a n n  e rs tre c k t sich 
d ie G e ltu n g  d e r zu tre ffen d en  E n tsch e id u n g  au ch  a u f  die P a r te ie n . (Siehe e ingehender: 
NcmelA, -/dno.s.* R en d k ív ü li p e ro rv o sla to k  a m ag y a r po lgári e ljá rá sjo g b an  (A u sse ro rd en t­
liche R e ch tsm itte l im  u n g arischen  Z ivilprozessrecht). B u d a p es t 1975, S. 55 — 62.).
23 E in e  ö ffen tliche  U rk u n d e  ist dem  A b sa tz  (1) § 195 d e r ZPO  zufolge e ine  solche 
U rk u n d e , die vom  Gertc/ü, vom  .Votnr o d er v o m  e iner anderen BeAörde tnnerAa№ des .4:</- 
ya&enlvetses in  der/estye/eyten F orm  au sg este llt w urde.
23 D em  In h a lt  des A b sa tz  (1) des § 324 des G esetzes IV . vom  J a h re  1959 (ZGB) z u ­
folge v e rjä h ren  d ie F o rd eru n g en  im  allgem einen in n erh a lb  von 5 J a h re n .
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